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Einleitung 

Zum Vier Gas Transport-Konzern gehören die Vier Gas Transport 

GmbH (VGT), Essen, als Mutterunternehmen sowie das wesentli-

che Tochterunternehmen Open Grid Europe GmbH (OGE), Essen, 

mit ihren Beteiligungen. 

VGT erfüllt im Wesentlichen eine Holdingfunktion für OGE. Der Kon-

zernlagebericht bezieht sich daher weitestgehend auf die Ge-

schäftstätigkeit der OGE mit ihrem Geschäftsfeld der Erdgastrans-

portlogistik. 

OGE ist der führende Erdgasfernleitungsnetzbetreiber Deutsch-

lands und betreibt Deutschlands größtes Fernleitungsnetz mit einer 

Länge von rund 12.000 km. Als Netzbetreiber untersteht OGE der 

Aufsicht durch die Bundesnetzagentur (BNetzA), der deutschen Re-

gulierungsbehörde, und ist an die rechtlichen Rahmenbedingungen 

der Europäischen Union (EU) und des deutschen Gesetzgebers ge-

bunden.  

Zu den Kerntätigkeiten der OGE gehören die Vermarktung von Gas-

transportkapazitäten (einschließlich Mengenermittlung und Abrech-

nung) in den Marktgebieten der NetConnect Germany GmbH & Co. 

KG (NCG) und der GASPOOL Balancing Services GmbH 

(GASPOOL), der Betrieb, die Wartung und Instandhaltung des Lei-

tungssystems sowie die Steuerung und Überwachung des Netzes. 

Des Weiteren umfassen die Kerntätigkeiten die bedarfsgerechte, ef-

fiziente Weiterentwicklung der Fernleitungsnetze mittels deutsch-

landweiter Netzentwicklungspläne. 

Die Vier Gas Services GmbH & Co. KG (VGS), Essen, ist Alleinge-

sellschafterin der VGT. 

Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene 
Rahmenbedingungen 

Gesamtwirtschaftl iche Entwicklung 

Der Sachverständigenrat erwartet in seinem Jahresgutachten für 

Deutschland im Jahr 2020 einen Rückgang des realen Bruttoin-

landsprodukts um 5,1 Prozent. Ursache hierfür sei die Corona-Pan-

demie (COVID-19). Diese habe zu einer der schwersten Rezessio-

nen der Nachkriegszeit geführt. Nach dem tiefen Einbruch von 

9,8 Prozent im zweiten Quartal setzte über den Sommer zunächst 

eine kräftige Erholung ein. Im dritten Quartal konnte insgesamt ein 

Plus von 8,5 Prozent verzeichnet werden. Zum Jahresende blieb 

das Bruttoinlandsprodukt durch den leichten Anstieg von 0,1 Pro-

zent nahezu unverändert. 

Durch die stark steigenden Infektionszahlen ble bt die wirtschaftli-

che Lage unsicher. Für die weitere Entwicklung ist entscheidend, 

wie die Pandemie eingedämmt werden kann und wie sich die Welt-

wirtschaft entwickelt. 

Die Politik hat rasch umfangreiche geld- und fiskalpolitische Maß-

nahmen ergriffen, welche die Wirtschaft gestützt haben. Auf euro-

päischer Ebene kann der Aufbaufonds durch zielgerichtete Investi-

tionen und Reformen in den Mitgliedstaaten der EU die Resilienz 

und die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Wirtschaftsraums 

erhöhen. Insbesondere soll dieser das Wirtschaftswachstum und 

Arbeitsplätze fördern sowie die Zukunftsaufgaben Klima und Digita-

lisierung vorantreiben. 

Primärenergieverbrauch in Deutschland 

Nach den vorläufigen Berechnungen der Arbeitsgemeinschaft Ener-

giebilanzen e. V. (AGEB) ist der Energieverbrauch in Deutschland 

2020 um 8,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen und 

erreichte mit 11.691 Petajoule (PJ) oder 398,8 Millionen Tonnen 

Steinkohleneinheiten (Mio. t SKE) einen historischen Tiefststand. 

Für die deutlich rückläufige Verbrauchsentwicklung sind vor allem 

die gesamtwirtschaftlichen und sektoralen Auswirkungen der 

Corona-Pandemie verantwortlich. Hinzu kamen langfristige Trends 

wie die weitere Zunahme der Energieeffizienz, Substitutionen im 

Energiemix hin zu mehr erneuerbaren Energien sowie die ver-

gleichsweise milde Witterung. Leichte verbrauchssteigernde Effekte 

gingen von den im Jahresverlauf spürbar gesunkenen Energieprei-

sen aus. 

Der Erdgasverbrauch verringerte sich 2020 um 3,4 Prozent auf 

3.105 PJ oder 106,0 Mio. t SKE. Hauptursache für den Verbrauchs-

rückgang ist der gesunkene Erdgasbedarf der Sektoren Industrie 

sowie Gewerbe, Handel und Dienstleistungen infolge der Corona-

Pandemie. In der Strom- und Wärmeerzeugung wurde hingegen 

mehr Erdgas eingesetzt. Bei den privaten Haushalten wird trotz ver-

gleichsweiser milder Temperaturen ein leichtes Verbrauchsplus er-

wartet. 

Die Anteile der verschiedenen Energieträger am nationalen Ener-

giemix haben sich 2020 gegenüber dem Vorjahr weiter verschoben: 

Bei den fossilen Energien kam es in Summe zu einem Rückgang, 

so dass die Energieversorgung in Deutschland ihre Kohlenstoffin-

tensität weiter verringern konnte. Kennzeichnend ble bt aber ein 

breiter Energiemix. Gut 60 Prozent des inländischen Energiever-

brauchs entfallen auf Öl und Gas. Stein- und Braunkohle deckten 

zusammen knapp 16 Prozent des Verbrauchs. Die Erneuerbaren 

steigerten ihren Beitrag auf fast 17 Prozent. 

Energiepoli t ische Entwicklungen in Europa 

der EU-Kommission im März 2020 der Entwurf eines EU-Klimage-

setzes vorgelegt, welches das Ziel der Tre bhausgas-Neutralität der 

EU bis zum Jahr 2050 verrechtlichen soll. Für die konkrete Errei-

chung des langfristigen Ziels soll die EU-Kommission gemäß dem 

Entwurf in regelmäßigen Abständen den Fortschritt in den Mitglieds-

staaten prüfen und verbindliche Absenkungspfade vorgeben kön-

nen. Offen blieb in dem Entwurf zunächst das Emissionsminde-

rungsziel für das Jahr 2030. Nach einer Verträglichkeitsprüfung 

ergänzte die EU-Kommission ihren Entwurf im September 2020 um 

ein Emissionsminderungsziel für 2030 in Höhe von minus 55 Pro-

zent (gegenüber 1990). Diesem Zielwert stimmten im Dezember 

auch die Regierungschefs der Mitgliedsstaaten im Rahmen einer 
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EU-Ratssitzung zu. Das EU-Parlament fordert in seiner Positionie-

rung hingegen einen Zielwert in Höhe von mindestens minus 

60 Prozent sowie ein Zwischenziel für das Jahr 2040. 

Im Bereich der Finanzmarktregulierung trat im Juli 2020 die soge-

nannte Taxonomie-Verordnung in Kraft, welche Kriterien für nach-

haltige Investitionsgeschäfte definiert. Die Verordnung g bt den 

Rahmen für ein grünes Klassifizierungssystem in der EU vor und 

wurde im November 2020 durch den Entwurf delegierter Rechtsakte 

der EU-Kommission ergänzt, welcher technische Bewertungskrite-

rien für die Umwelt- und Klimaschutzziele enthält. Im Bereich der 

Energieinfrastruktur legt die Taxonomie-Verordnung fest, dass In-

vestitionen in den Neubau von Wasserstoffinfrastruktur sowie in die 

Umstellung bzw. Nachrüstung von bestehender Gasinfrastruktur für 

den Transport von Wasserstoff grundsätzlich als nachhaltige Fi-

nanzaktivitäten zu klassifizieren sind. 

Konkret den Gasmarkt betreffende Legislativvorschläge der EU-

Kommission werden im Verlauf des Jahres 2021 erwartet. Für das 

vierte Quartal 2021 wurde von der EU-Kommission im Rahmen des 

jährlichen Arbeitsplans eine Revision des Dritten Binnenmarktpa-

kets Gas zur Regulierung eines wettbewerblichen und dekarboni-

sierten Gasmarktes angekündigt. Inhaltlich wird sich die EU-Kom-

mission dabei aller Voraussicht nach an den von ihr im Jahr 2020 

veröffentlichten Strategiepapieren orientieren. Im Juli 2020 stellte 

die EU-Kommission neben einer Strategie zur Energiesystemin-

tegration eine Europäische Wasserstoffstrategie vor, welche ein po-

litisches Ziel von mind. 40 GW Elektrolyse-Leistung in der EU bis 

zum Jahr 2030 vorsieht. Im Oktober 2020 folgte ein weiteres Stra-

tegiepapier zur Ermittlung und Reduzierung von Methanemissionen 

in der EU. 

Energiepoli t ische Entwicklungen in Deutschland  

Am 10. Juni hat die Bundesregierung ihre Nationale Wasser-

stoffstrategie (NWS) vorgestellt. Mit der NWS will die Bundesregie-

rung einen kohärenten Handlungsrahmen für die künftige Erzeu-

gung, den Transport, die Nutzung und Weiterverwendung von 

Wasserstoff und damit für entsprechende Innovationen und Investi-

tionen schaffen. Die NWS definiert die aus ihrer Sicht notwendigen 

Schritte, um zur Erreichung der Klimaziele beizutragen, neue Wert-

schöpfungsketten für die deutsche Wirtschaft zu schaffen und die 

internationale energiepolitische Zusammenarbeit weiterzuentwi-

ckeln. Bei Umsetzung der NWS wird es auch um die notwendigen 

Anpassungen der rechtlich-regulatorischen Rahmenbedingungen 

für Wasserstoff gehen, um möglichst zeitnah mit dem Umstieg auf 

Wasserstofftransport beginnen zu können. Die Umsetzung und 

Weiterentwicklung der NWS wird von einem Nationalen Wasser-

stoffrat beratend begleitet. Dieser setzt sich aus 26 hochrangigen 

Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesell-

schaft zusammen. Die Mitglieder wurden im Juni 2020 vom Bundes-

kabinett ernannt und verfügen über Expertise in den Bereichen Er-

zeugung von Wasserstoff, Forschung und Innovationen, 

Dekarbonisierung von Industrie, Verkehr und Gebäude/Wärme, 

Infrastruktur, internationale Partnerschaften sowie Klima und Nach-

haltigkeit. OGE ist über die Berufung von Dr. Jörg Bergmann als 

Mitglied im Nationalen Wasserstoffrat vertreten. 

Zudem wurde im Jahr 2020 eine Novelle des Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetzes (EEG) vom Deutschen Bundestag beschlossen. Da-

rin wird festgelegt, wie die einzelnen Technologien (Windenergie an 

Land und auf See, Photovolta k & Biomasse) in den nächsten Jah-

ren ausgebaut werden, damit das von der Bundesregierung festge-

legte Ziel von 65 Prozent Anteil erneuerbarer Energien an der 

Stromversorgung bis 2030 erreicht werden kann. Ein auch für die 

Gaswirtschaft wichtiger Bestandteil des Gesetzes ist die Befreiung 

von Wasserstoff-Elektrolyseuren von der EEG-Umlage. So können 

künftig Elektrolyseure entweder über die Ausweitung der Besonde-

ren Ausgleichsregelung (§ 64a EEG) oder über einen gänzlich neu 

eingeführten Anspruch auf Vollbefreiung (§ 69b EEG) von der EEG-

Umlage befreit werden. Dies ist ein wichtiger Schritt, um die Was-

serstoffproduktion in Deutschland anzureizen.  

Darüber hinaus stellte die Bundesregierung bereits in Aussicht, 

dass 2021 eine weitere EEG-Novelle folgen wird, um das deutsche 

Recht an das neue EU-Klimaziel (siehe oben) anzupassen. 

Im Zusammenhang mit dem Aufbau einer Infrastruktur für den Was-

serstofftransport auf Basis der bestehenden Gasfernleitungsnetze 

hat das Bundeswirtschaftsministerium im Dezember 2020 ein Eck-

punktepapier vorgestellt, in dem eine Übergangsregulierung für 

Wasserstoffnetze diskutiert wird. Dieser legislative Prozess wurde 

am 22. Januar 2021 mit der Veröffentlichung eines Referentenent-

wurfs des Bundeswirtschaftsministeriums zur Anpassung des 

EnWG in die Wege geleitet, über den das Bundeskabinett am 

10. Februar 2021 positiv beschlossen hat. Er regelt im Kern zum ei-

nen genehmigungsrechtliche Fragestellungen für Wasserstoff-

netze, und schafft damit eine gewisse Rechtssicherheit für zukünftig 

neuzubauende Wasserstoffleitungen und für umzustellende Erd-

gasleitungen. Zum anderen spannt der Entwurf einen Rahmen für 

eine optionale Regulierung von Wasserstoffnetzen auf, mit beglei-

tenden Regelungen u. a. zur Rechnungslegung und Buchführung, 

dem Anschluss und Zugang zu Wasserstoffnetzen und den Zustän-

digkeiten der Bundesnetzagentur. Der Gesetzesentwurf führt mit 

Ausnahme der Genehmigungsfragen eine getrennte kostenmäßige 

Behandlung von Wasserstoff- und Erdgasnetzen ein. Er enthält je-

doch zur Kostenregulierung keine klaren Vorschriften, so dass eine 

konkrete Wirtschaftlichkeitsberechnung für Investitionen in regu-

lierte Wasserstoffnetze auf dieser Basis derzeit nicht möglich ist. Er 

bleibt somit hinter den Erwartungen zurück, da u. a. die Finanzie-

rungsfrage zunächst unbeantwortet bleibt und somit keine Investiti-

onssicherheit geschaffen wird. Das Bundeswirtschaftsministerium 

arbeitet nach eigenem Bekunden an einer zusätzlichen Netzentgelt-

verordnung, die die Details der Kostenregulierung näher regeln soll, 

sowie an einer Förderregelung, um zusammen mit der vorgeschla-

genen Gesetzesanpassung die erforderlichen Rahmenbedingun-

gen zu schaffen. 
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Geschäftsentwicklung 

Nationale Regulierung 

Mit Beschluss vom 13. Juni 2018 wurde OGE der finale Bescheid 

zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze der 3. Re-

gulierungsperiode (2018-2022) nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 

Abs. 1 Nr. 1, 5 und 11 und § 4 Abs. 2 ARegV zugestellt. Der jährliche 

Saldo des Regulierungskontos ist nicht Bestandteil des Beschlus-

ses zur Erlösobergrenze und wird in separaten Verwaltungsverfah-

ren beschieden. Mit Beschluss vom 12. Juni 2020 hat die Bundes-

netzagentur den Regulierungskontosaldo des Jahres 2017 

genehmigt. Das Verfahren für die Salden der Jahre 2018 und 2019 

ist aktuell noch nicht abgeschlossen. 

Gemäß § 9 Abs. 3 ARegV hat die BNetzA ab der 3. Regulierungs-

periode den sektoralen Produktivitätsfaktor (Xgen) jeweils vor Be-

ginn der Regulierungsperiode nach Maßgabe von Methoden, die 

dem Stand der Wissenschaft entsprechen, zu ermitteln. Mit Be-

schluss vom 21. Februar 2018 erfolgte die Festlegung des Xgen in 

Höhe von 0,49 Prozent für Gasnetzbetre ber. Gegen diese Festle-

gung hat OGE neben einer Vielzahl von anderen Gasnetzbetreibern 

Beschwerde vor dem 3. Kartellsenat des Oberlandesgerichts (OLG) 

Düsseldorf eingelegt. Am 10. Juli 2019 hat das OLG Düsseldorf in 

einem anderen Verfahren die Festlegung des Xgen aufgehoben. 

Gegen dieses Urteil hat die BNetzA Rechtsbeschwerde beim Bun-

desgerichtshof (BGH) eingelegt. Am 10. November 2020 fand eine 

mündliche Verhandlung in drei Musterverfahren vor dem BGH statt. 

Mit Urteil vom 26. Januar 2021 hat der BGH entschieden, dass die 

BNetzA im Rahmen ihrer Festlegungskompetenz die Höhe des 

Xgen für die 3. Regulierungsperiode angemessen ermittelt hat.  

Im Zusammenhang mit dem Netzentgeltmodernisierungsgesetz 

und der Diskussion um die Refinanzierung der Offshore-Anbin-

dungskosten für Übertragungsnetzbetreiber sind zum 22. März 

2019 Änderungen des Regulierungsrechts in Kraft getreten. Die Än-

derungen betreffen auch das in der Anreizregulierungsverordnung 

(ARegV) etablierte Instrument der Investitionsmaßnahmen (IMA), 

welches die Vergütung für Erweiterungs- und Umstrukturierungsin-

vestitionen für Übertragungs- und Fernleitungsnetzbetreiber regelt. 

So sollen die bisher festgelegten Betriebskostenpauschalen stärker 

auf Basis der tatsächlichen Ist-Kosten und differenziert nach dem 

Inbetriebnahmezeitpunkt einer Investitionsmaßnahme vergütet wer-

den. Vor diesem Hintergrund hat die BNetzA im Jahr 2019 die ur-

sprünglich im Jahr 2011 festgelegten Pauschalen für Erdgasver-

dichter und Gas-Druckregel- und Messanlagen (GDRM-Anlagen) 

überprüft und am 11. Dezember 2019 neu festgelegt. Ab 1. Januar 

2020 sieht die BNetzA nunmehr im Rahmen der IMA-Genehmigung 

eine Betriebskostenpauschale von 1,5 Prozent der Anschaffungs- 

und Herstellungskosten für Erdgasverdichter und 1,7 Prozent für 

GDRM-Anlagen vor.  

Am 3. Dezember 2020 hat die BNetzA  wie im Rahmen der ARegV-

Novelle vom 22. März 2019 gefordert  die Betriebskostenpauscha-

len für den Zeitraum bis zur Inbetriebnahme von Anlagengütern 

(ausgenommen Verdichter und GDRM-Anlagen) einer genehmigten 

Investitionsmaßnahme festgelegt. Ab dem 1. Januar 2021 sieht die 

BNetzA für die betreffenden Anlagengüter grundsätzlich keine Be-

triebskostenpauschale mehr vor. Für Investitionsmaßnahmen, die 

als Streckenmaßnahmen Anschlüsse an das bestehende Leitungs-

netz erfordern und damit dort zu belastenden Stillstandseffekten 

führen können, wurde eine jährliche Pauschale von 0,2 Prozent der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten festgelegt. 

Darüber hinaus hat die BNetzA mit Beschluss vom 15. Dezember 

2020 die bestehende Festlegung zur Berechnung der Kapital- und 

Betriebskosten aus genehmigten Investitionsmaßnahmen geän-

dert. Die Festlegung sieht nunmehr mit Wirkung ab dem 1. Januar 

2021 eine in Anlehnung an die aktuelle Rechtsprechung zum Kapi-

talkostenabgleich angepasste Berechnung der ka kulatorischen Ge-

werbesteuer sowie eine höhere Transparenz im Falle von tatsächli-

cher Fremdkapitalfinanzierung vor. 

Am 21. Mai 2019 hat das Bundesministerium für Wirtschaft und 

rung von punktuellen Anpassungen des Rechtsrahmens zur Be-

schleunigung des Energienetzausbaus. Zu den Kernthemen zählten 

neben der regulatorischen Behandlung von Engpassmanagement-

kosten (Stromnetzbetre ber) auch grundsätzliche Fragen zu den Fi-

Kapi-

Bericht im Juni 2020 abgeschlossen. Das BMWi hat sich dabei bis-

her nicht abschließend positioniert, ob und in welchem Umfang eine 

Anpassung der Anreizregulierung angestrebt wird, erwägt aber wei-

terhin eine Harmonisierung des Regulierungsrahmens im Hinblick 

auf die schon für Verteilnetzbetreiber geltenden Regelungen des 

KKA. 

Am 14. Januar 2021 hat der Generalstaatsanwalt im seit November 

2018 laufenden Vertragsverletzungsverfahren der Europäischen 

Kommission gegenüber Deutschland (C-718/18) vor dem Europäi-

schen Gerichtshof (EuGH) die Schlussanträge gestellt. Im Ergebnis 

wird festgestellt, dass die Unabhängigkeit der nationalen Regulie-

rungsbehörde (BNetzA) aufgrund der nationalen Gesetze (EnWG) 

und Verordnungen (u.a. ARegV, GasNEV) europarechtswidrig und 

damit unzulässig eingeschränkt sei. Im Kern enthielten die Verord-

nungen bei der Bestimmung der Netzentgelte zu detaillierte Vor-

schriften und Vorgaben. Sollte sich der EuGH der Einschätzung des 

Generalstaatsanwalts anschließen, könnte sich der Entscheidungs-

spielraum des Gesetz- und Verordnungsgebers für den zukünftigen 

Regulierungsrahmen deutlich einschränken und sich die autarke 

Verantwortung der Regulierungsbehörde deutlich ausweiten. Kon-

krete Auswirkungen auf die gesetzliche Ausgestaltung der Netzent-

geltregulierung sind derzeit noch nicht absehbar. Eine Entschei-

dung des EuGH wird für Mitte des Jahres 2021 erwartet. 

Neben dieser möglichen punktuellen Anpassung des Rechtsrah-

mens wird im Jahr 2021 der Start der Festlegungsverfahren für die 

Eigenkapitalverzinsung sowie den Xgen für die vierte 
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Regulierungsperiode (2023-2027) durch die BNetzA erwartet. Beide 

Parameter haben einen unmitte baren Einfluss auf die von OGE ab 

2023 zu vereinnahmende Erlösobergrenze. Anfang November 2020 

hat die BNetzA die Ausschre bung des Gutachtens zur Ermittlung 

der Wagniszuschläge für Gas- und Stromnetzbetre ber der vierten 

Regulierungsperiode bekanntgegeben. Die Fertigstellung des Gut-

achtens ist für Mitte 2021 geplant. Das Gutachten soll als Grundlage 

für die Festlegung der Eigenkapitalverzinsung dienen. Diese ist für 

Ende 2021 zu erwarten. 

Die BNetzA hat im August 2019 ein Verfahren zur Festlegung von 

zusätzlichen Bestimmungen für die Erstellung und Prüfung von Jah-

res- und Tätigkeitsabschlüssen gegenüber vert kal integrierten 

Energieversorgungsunternehmen und rechtlich se bstständigen 

Netzbetreibern gem. § 6b EnWG eingeleitet. Die finale Festlegung 

seitens der Behörde erfolgte mit Beschluss vom 25. November 

2019. Die Änderungen sind erstmals für die Jahresabschlüsse mit 

Bilanzstichtag ab dem 30. September 2020 anzuwenden. Demge-

mäß wird OGE eine entsprechende Zusatzbescheinigung zur Jah-

resabschlussprüfung bis spätestens zum 31. August 2021 an die 

BNetzA übermitteln. OGE hat gegen diese Festlegung am 17. Ja-

nuar 2020 Rechtsbeschwerde vor dem 3. Kartellsenat des OLG 

Düsseldorf eingelegt, die indes keine aufschiebende Wirkung ent-

faltet. Das mündliche Verfahren ist für den 9. Juni 2021 terminiert. 

In Vorbereitung auf die Bestimmung der Erlösobergrenze der vier-

ten Regulierungsperiode hat die BNetzA die Konsultationen zur 

Festlegung der Datenerhebung zur Bestimmung des Kostenniveaus 

sowie Effizienzvergleichs für Fernleitungsnetzbetreiber eingeleitet. 

Gemäß Konsultation vom 9. Dezember 2020 sind die für das Kos-

tenprüfungsverfahren der BNetzA gemäß § 6 Abs. 1 ARegV not-

wendigen Kostendaten bis zum 1. Juni 2021 zu übermitteln. Diese 

umfassen neben den Kosten des Geschäftsjahres 2020 (Basisjahr) 

auch entsprechende Daten der Vorjahre 2016 bis 2019. Die für die 

Durchführung des Effizienzvergleichs benötigten Last-, Struktur- 

und Absatzdaten sind gemäß Festlegung vom 20. Januar 2021 bis 

zum 30. April 2021 der BNetzA zu übermitteln. 

Netzentwicklungspläne und Marktraumumstellung  

Sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene werden die 

Netzbetreiber zur Erstellung von Plänen verpflichtet, in denen der 

künftige Netzausbaubedarf ermittelt und die Planungen des Netz-

ausbaus aufgestellt werden. 

Entsprechend den Vorgaben des EnWG haben die Fernleitungs-

netzbetreiber (FNB) gemeinsam in jedem geraden Kalenderjahr ei-

nen zehnjährigen Netzentwicklungsplan und in jedem ungeraden 

Jahr einen gemeinsamen Umsetzungsbericht des zuletzt veröffent-

lichten Netzentwicklungsplans der Regulierungsbehörde vorzule-

gen.  

Am 17. Juni 2019 haben die FNB den Szenariorahmen zum Netz-

entwicklungsplan Gas 2020-2030 zur Konsultation veröffentlicht. 

Biomethan sollen als Grüne Gase erstmals auch Wasserstoff und 

synthetisches Methan in der Modellierung berücksichtigt werden. 

Die zum 1. Oktober 2021 geplante Marktgebietszusammenlegung 

der beiden deutschen Marktgebiete mit ihren Verantwortlichen NCG 

und GASPOOL spielt ebenfalls eine zentrale Rolle im Szenariorah-

den. Hinsichtlich der Entwicklung des zukünftigen Gasbedarfs 

wurde der Szenariorahmen konsistent weiterentwickelt und berück-

sichtigt daher aktuelle Klimaschutzszenarien sowie die jüngsten 

Überlegungen zum Kohleausstieg. Nach Konsultation und Diskus-

sion mit den Marktteilnehmern wurde der überarbeitete Szenarior-

ahmen am 16. August 2019 an die BNetzA eingereicht und von die-

ser am 5. Dezember 2019 mit Änderungen und Auflagen, z. B. der 

Verpflichtung zur Berechnung von zwei Modellierungsvarianten 

(Basisvariante Erdgas und Grüngasvariante Erdgas und Wasser-

stoff), bestätigt. Auf der Basis der BNetzA-Bestätigung des Szena-

riorahmens haben die FNB die Modellierungen des Netzentwick-

lungsplans Gas 2020-2030 vorgenommen und das 

Konsultationsdokument zum Netzentwicklungsplan Gas 2020 2030 

am 4. Mai 2020 veröffentlicht. Im Rahmen einer öffentlichen Kon-

sultation vom 4. Mai 2020 bis zum 29. Mai 2020 wurde der Öffent-

lichkeit und dem Markt Gelegenheit zur Äußerung gegeben. Zusätz-

lich fand am 13. Mai 2020 ein webbasierter Workshop statt, bei dem 

der Netzentwicklungsplan Gas 2020 2030 erläutert und diskutiert 

wurde. Nach Abschluss des Konsultationszeitraums wurden die ein-

gegangenen Stellungnahmen ausgewertet, das Konsultationser-

gebnis in den Entwurf des Netzentwicklungsplans Gas 2020 2030 

eingearbeitet und der BNetzA zum 1. Juli 2020 übermittelt. 

Der Netzausbauvorschlag der FNB basiert auf der Grüngasvariante. 

Die FNB schlagen vor, das Fernleitungsnetz um 1.746 km zu erwei-

tern und neue Verdichterleistung in Höhe von 405 MW zu installie-

ren. In Summe ergibt sich ein Investitionsbedarf in Höhe von rund 

8,5 Mrd.  bis 2030. Der Anteil des für Wasserstoff und Grüne Gase 

vorgesehenen Investitionsbedarfs beträgt 662  

Der OGE-Anteil am vorgeschlagenen Investitionsbedarf des Netz-

entwicklungsplans Gas 2020 2030 beträgt insgesamt rund 

1,8 Mrd. . Diese Summe umfasst auch bereits im Bau befindliche 

Investitionsprojekte. Der OGE-Anteil am davon vorgesehenen In-

vestitionsbedarf für Wasserstoff und Grüne Gase beträgt 

212,0 Mio.   

Die im Vergleich zum vorherigen Netzentwicklungsplan Gas zusätz-

lichen Maßnahmen stehen größtenteils im Zusammenhang mit der 

Versorgung von Baden-Württemberg, der Anbindung von Liquefied 

Natural Gas (LNG) Anlagen, den erforderlichen Ausbaumaßnah-

men für Grüne Gase und der Versorgungssicherheit der Nieder-

lande. 

Erstmalig werden im Netzentwicklungsplan Gas 2020 2030 die 

möglichen Kosten für die marktbasierten Instrumente im Rahmen 

der zukünftigen Marktgebietszusammenlegung den Kosten eines 

potenziellen Netzausbaus gegenübergestellt. Für die 
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Engpassanalyse im deutschlandweiten Marktgebiet Trading Hub 

Europe werden über 51.000 einzelne Lastfälle pro Berechnungsjahr 

herangezogen. In den betrachteten Szenarien mit unterschiedlichen 

Ausprägungen prognostizierter Marktverschiebungen kommt es zu 

signifikanten Variationen der verschiedenen Quellen Russland, Nor-

wegen und LNG. Die insgesamt vergleichsweise geringen Kosten 

für den Einsatz marktbasierter Instrumente bieten aus Sicht der FNB 

keine ausreichende Begründung für einen alternativen Netzausbau. 

Daher wurden diese im Netzausbauvorschlag des Netzentwick-

lungsplan Gas 2020 2030 nicht berücksichtigt. 

Die BNetzA hat zu dem von den FNB vorgelegten Entwurf des Netz-

entwicklungsplans Gas 2020 2030 nochmals alle tatsächlichen und 

potenziellen Netznutzer anzuhören und das Ergebnis zu veröffentli-

chen. Diese Anhörung fand im Zeitraum vom 10. Juli 2020 bis 28. 

August 2020 statt. Eine Veröffentlichung der Ergebnisse hat die 

BNetzA bisher nicht vorgenommen. Sie kann anschließend Ände-

rungen des Netzentwicklungsplans Gas verlangen, welche von den 

FNB innerha b von drei Monaten einzuarbeiten sind. 

Der Netzentwicklungsplan Gas 2020 - 2030 geht in einem geson-

derten Kapitel ausführlich auf die Herausforderungen der L-H-Gas-

Umstellungsplanung ein. So wird ein Teil des deutschen Gasmark-

tes mit L-Gas versorgt, welches allein aus Aufkommen der deut-

schen und der niederländischen Produktion stammt. Die übrigen in 

Deutschland verfügbaren Aufkommen liefern H-Gas. Aus techni-

schen und eichrechtlichen Gründen werden H-Gas und L-Gas in se-

paraten Systemen transportiert. Aufgrund des stetigen Rückgangs 

der deutschen und der niederländischen L-Gas-Produktion ist die 

Umstellung der entsprechenden Bereiche auf H-Gas ein wesentli-

ches Element zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit mit 

Gas. Die Umstellung auf H-Gas erfordert dabei die Anpassung aller 

Gasverbrauchsgeräte in dem jeweiligen Bereich auf den höheren 

Brennwert des H-Gases. Die Kosten hierfür werden gemäß § 19a 

EnWG durch die FNB über eine separate Umlage bundesweit um-

gelegt. 

Im Rahmen der L-H-Gas-Umstellungsplanung werden im Netzent-

wicklungsplan Gas 2020 - 2030 L-Gas-Mengen- und Leistungsbi-

lanzen aufgestellt. In diesen Mengen- und Leistungsbilanzen wer-

den Prognosen für die Bedarfs- und Aufkommensentwicklung unter 

Berücksichtigung der L-H-Gas-Umstellung sowie der abnehmenden 

L-Gas-Produktion gegenübergestellt. Durch Abstimmungen im Rah-

men der vom niederländischen Wirtschaftsministerium initiierten 

-Gas Market Conversion" wurde sicherge-

stellt, dass die am 21. September 2020 beschlossene Reduktion der 

jährlichen niederländischen L-Gas-Produktion auf 8,1 Mrd. m³ in 

Einklang mit den im Netzentwicklungsplan Gas 2020 - 2030 ge-

troffenen Planannahmen zum L-Gas-Bedarf in Deutschland steht. 

Dies gilt ebenso für die avisierte Beendigung der L-Gas Produktion 

in den Niederlanden ab dem Jahr 2022. 

Wesentlicher Bestandteil zur Umstellung von L- auf H-Gas ist der 

Ausbau des bestehenden Fernleitungsnetzes, um sowohl die An-

bindung der heute mit L-Gas versorgten Bereiche an H-Gas-

Quellen als auch eine schrittweise Umstellung zu ermöglichen. Im 

Jahr 2020 betraf der Umstellungsprozess bei OGE 11 Verteilnetz-

betreiber und 13 direkt angeschlossene Industriekunden in Hessen 

und Nordrhein-Westfalen. Auch die vorgelagerte Erdgasversorgung 

größerer Städte wie Gießen, Wetzlar und von Teilen von Bergisch-

Gladbach wurde erfolgreich von L- auf H-Gas umgestellt. Obwohl 

bedingt durch die Corona-Pandemie teilweise unterjährige Verzö-

gerungen zu verzeichnen waren, konnten bei OGE alle für das Jahr 

2020 geplanten Umstellungsbereiche auch im Jahr 2020 umgestellt 

werden. Die Umstellung auf H-Gas wird bei OGE nach aktueller Pla-

nung im Jahr 2029 abgeschlossen sein. 

Technik 

OGE hat 2020 diverse Maßnahmen zur Modernisierung und zum 

Ausbau der technischen Infrastruktur vorgenommen. Darunter be-

finden sich auch Maßnahmen der in das OGE-Netz integrierten Mit-

tel-Europäische-Gasleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (MEGAL), 

Essen, Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH & Co. KG (TENP), 

Essen, Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH 

(METG), Essen, Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesell-

schaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund, und ZEELINK GmbH & 

Co. KG (ZEELINK), Essen. 

Ein Projekt der MEGAL, einer Projektgesellschaft von OGE und 

GRTgaz Deutschland GmbH, Berlin, ist der Bau der Verdichtersta-

tion Rimpar auf Basis des Netzentwicklungsplanes Gas (NEP) mit 

einer Verdichterleistung von 3 x 11 MW. Die Hoch- und Tiefbauar-

beiten sowie der Rohrbau sind planmäßig vorangeschritten. Der Ab-

schluss der Inbetriebnahme ist für Ende 2023 geplant. 

Von der TENP, einer Projektgesellschaft der OGE und Fluxys TENP 

GmbH, Düsseldorf, wurde basierend auf umfangreichen Untersu-

chungen im November 2019 beschlossen, dass die mit dem soge-

nannten Polyken ummantelten Teile des Leitungsabschnitts Box-

berg-Wal bach der TENP I nicht wieder in Betrieb gesetzt werden. 

Um die Versorgungssicherheit gewährleisten zu können, wurden 

die Leitungsneubauprojekte Mittelbrunn-Schwanheim (38 km, 

DN 1000) und Hügelheim-Tannenkirchen (16 km, DN 900) sowie 

der Bau der erforderlichen Verbindungsleitungen an die TENP II-

Pipeline in den NEP 2018 aufgenommen. Die Inbetriebnahme ist für 

Dezember 2024 vorgesehen. Zur Darstellung eines erweiterten Ka-

pazitätsbedarfs am Ausspeisepunkt Wallbach wurden die Leitungs-

bauprojekte Schwanheim-Elchesheim (41 km, DN 1000), Schwarz-

ach-Eckartsweier (29 km, DN 1000) und Tannenkirch-Hüsingen 

(16 km, DN 900) in das Entwurfsdokument zum NEP Gas 2020-

2030 mit Inbetriebnahme im Dezember 2025 eingestellt. Das Engi-

neering und die Genehmigungstätigkeiten dieser Neubauprojekte 

verlaufen planmäßig. Basierend auf den Ergebnissen weiterer Un-

tersuchungen der TENP I konnte ein Teilabschnitt über rd. 28 km im 

Ausbauabschnitt Schwanheim-Elchesheim wieder in Betrieb ge-

setzt werden. 

In einem Gemeinschaftsprojekt mit Fluxys TENP konnte eine Deo-

dorierungsanlage in Schwörstadt, nahe der Schweizer Grenze, 
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fertiggestellt und in Betrieb genommen werden. Die Anlage befreit 

aus der Schweiz kommendes Gas von dem geruchsintensiven Stoff 

THT (Tetrahydrothiophen) und ermöglicht so zusätzliche Transport-

wege nach Deutschland über die Schweiz aus Italien bzw. Frank-

reich. 

Auf der OGE-Verdichterstation Krummhörn konnte im Februar 2020 

die Ende 2019 in Betrieb genommene Maschineneinheit mit Elekt-

roantrieb erstmalig mit überschüssigem Windstrom betrieben wer-

den und damit einen aktiven Beitrag zur Sektorenkopplung in 

Deutschland liefern. Hinsichtlich der nächsten Ausbaustufe der Ver-

dichterstation Krummhörn, dem Zubau einer weiteren gasturbinen-

getriebenen Maschineneinheit (15 MW), ist die Bauausführung na-

hezu beendet. Die Inbetriebnahme wird Ende 2022 abgeschlossen 

sein. 

Die OGE-Verdichterstation Emsbüren wurde um eine Verdichterein-

heit (8 MW) mit Elektroantrieb erweitert. Die Inbetriebnahme ist 

nach erfolgreichem Abschluss des 600h Tests im Dezember erfolgt. 

Das NEP-Leitungsprojekt Heiden-Dorsten (ca. 18 km, DN 500/600) 

befindet sich im Planfeststellungsverfahren. 

Für das NEP-Projekt Erftstadt-Euskirchen (EUSAL, ca. 18,5 km, 

DN 400) wurde der Planfeststellungsbeschluss im August erlassen. 

Mit vorbereitenden Tätigkeiten wie Kampfmittelräumung und archä-

ologischen Untersuchungen wurde begonnen. 

Im NEP-Leitungsprojekt der NETG, einer Projektgesellschaft von 

OGE und Thyssengas GmbH, Dortmund, von Voigtslach nach Paf-

frath (ca. 24 km, DN 900) sind die Bauvorbereitungen fortgeschrit-

ten, sodass Mitte des Jahres 2020 mit der Bauausführung begon-

nen werden konnte. Die Inbetriebnahme ist für Ende 2022 geplant. 

Das Projekt ZEELINK, ein Gemeinschaftsvorhaben der Thyssengas 

GmbH, Dortmund, und der OGE, bestehend aus zwei Verdichter-

stationen in Würselen (3 x 13 MW) und Legden (2 x 15 MW), einer 

Erdgasfernleitung von Lichtenbusch bis Legden (ca. 215 km, 

DN 1000) sowie vier GDRM-Anlagen und einer Gas-Druckregel-An-

lage, läuft planmäßig. Die ZEELINK Pipeline wurde in 2019 und 

2020 komplett verlegt, sodass nun die abschließenden Arbeiten wie 

bspw. die Rekultivierung der Trasse weiter fortgesetzt werden kön-

nen. Beim Bau der Verdichterstation Würselen wurden die Dicht-

heitsprüfungen der Leitungen und Anlagen erfolgreich abgeschlos-

sen, sodass Anfang 2021 mit der Begasung begonnen werden 

kann. Die Inbetriebnahme der Leitung und der Verdichterstation 

Würselen erfolgt planmäßig im Frühjahr 2021. Für die Verdichter-

station in Legden wurden die Antragsunterlagen zur Planfeststel-

lung bei der Bezirksregierung Münster eingereicht. Aufgrund eines 

zwischenzeitlich vom EuGH getroffenen Urteils, gibt es erweiterte 

Anforderungen an den Wasserschutz. Aus diesem Grund verzögert 

sich die Genehmigung um ca. sechs Monate und somit auch die 

geplante Inbetriebnahme der Station auf Mitte 2024. Die 

                                                                 
1 Summe aller arbeitsbedingten Unfälle (Arbeits- und Dienstwegeunfälle) von 

eigenen Mitarbeitern und Fremdfirmenmitarbeitern mit ärztlicher Behand-
lung und/oder Ausfallzeit, bezogen auf eine Million geleistete Arbeitsstun-
den. 

Marktraumumstellung ist hierdurch nicht gefährdet. Die als Konse-

quenz des EuGH-Urteils überarbeiteten Genehmigungsantragsun-

terlagen wurden an die Behörde übergeben und werden in Kürze 

offengelegt. 

Im Rahmen der sich bis 2029 erstreckenden L-H-Gas-Umstellung 

plant und baut OGE GDRM-Anlagen mit zugehörigen Erdgasleitun-

gen, die dazu dienen, die umzustellenden L-Gas-Gebiete an H-Gas-

Leitungen anzuschließen. Insgesamt wurden mittlerweile 7 GDRM-

Anlagen, drei Leitungen und vier Schieberstationen in Betrieb ge-

nommen. Die Fertigstellung der restlichen, im Netzentwicklungsplan 

Gas 2020-2030 definierten Ausbaumaßnahmen für die L-H-Gas-

Umstellung wird bis 2026 erfolgen. 

Die Umrüstung von 39 Prozessgaschromatographen (PGC) im Netz 

der OGE für die Messung von Wasserstoff wurde abgeschlossen. 

Die PGCs dienen als Referenzmessstellen für das Gasbeschaffen-

heitsrekonstruktionssystem und ermöglichen es, zukünftig Beimi-

schungen von bis zu 20 Prozent Wasserstoff im OGE-Netz zu mes-

sen. 

Im Rahmen der zustandsorientierten Instandhaltung werden insbe-

sondere in Nordrhein-Westfalen Sanierungen an Altleitungen des 

OGE-Netzes durchgeführt. Außerdem wurden für die Anpassung an 

Erweiterungen der Infrastruktur in Deutschland zahlreiche Umle-

gungen der Bestandsleitungen durchgeführt. 

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz haben im VGT-Konzern 

höchste Priorität. Der Konzern verfolgt das Ziel, die Anzahl der Un-

fälle und sonstige gesundheitliche Beeinträchtigungen beim eige-

nen Personal und bei Partnerfirmen langfristig kontinuierlich zu re-

duzieren sowie Arbeitsergonomie und Gesundheitsschutz 

kontinuierlich zu verbessern. Im Geschäftsjahr 2020 wurden die ent-

sprechenden Ziele erreicht. Die Anzahl der arbeitsbedingten Un-

fälle, gemessen am TRIFcomb1, ist im langjährigen Mittel und unter 

Berücksichtigung des Anteils von Tätigkeiten mit erhöhter Gefähr-

dung (Bautätigkeiten) weiter abnehmend Dieser Indikator sank trotz 

gegenüber dem Vorjahr deutlich erhöhter Bautätigkeit leicht auf 4,7 

(Vorjahr: 4,9). Durch die externen Auditoren des Arbeits- und Ge-

sundheitsschutzmanagementsystems wurde erneut eine positive 

Entwicklung der Sicherheitskultur festgestellt. Aktivitäten zum 

Health Safety Enviroment (HSE)-Fremdfirmenmanagement wurden 

insbesondere in den großen Neubauprojekten intensiviert. 
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Das Finanzergebnis des Konzerns beinhaltete einen Zinsaufwand 

in Höhe von 67,8 71,9 

die Zinsaufwendungen aus den Anleihen der VGT sowie den antei-

ligen Zinsaufwand der Gesellschaften MEGAL und TENP (bereinigt 

um aktivierte Fremdkapita kosten) abbildet. 

Die Einkommen- und Ertragsteuern des Konzerns beliefen sich auf 

123,6 Mio. 85,2 Aufwand 

aus latenten Steuern in Höhe von 45,1 Ertrag 

3,3 Mio.  

Die Bilanzsumme des Konzerns betrug zum Stichtag 31. Dezem-

ber 2020 5.540,7 Mio. 6.225,1 Mio. Vom gesamten 

Vermögen des Konzerns entfielen zum Bilanzstichtag 

5.198,5 Mio. 4.949,0  

Insgesamt ergibt sich ein Nettoverschuldungsgrad von 75,7 Prozent 

(Vorjahr: 76,3 Prozent; Detailbetrachtung im Konzernanhang). Das 

Fremdkapital entfällt mit 8,0 Prozent auf Rückstellungen, mit 

80,2 Prozent auf Verbindlichkeiten sowie mit 11,8 Prozent auf pas-

sive latente Steuern. Innerha b der Verbindlichkeiten sind Finanz-

verbindlichkeiten in Höhe von 3.267,8 Mio. 

4.015,6 Mio. 

2.981,2 Mio. 3.728,6 Mio. 

VGT. Darüber hinaus resultierten die übrigen Finanzverbindlichkei-

ten im Wesentlichen aus Bankverbindlichkeiten der Leitungsgesell-

schaften MEGAL und TENP.  

Die liquiden Mittel beliefen sich zum 31. Dezember 2020 auf 

106,2 Mio. 

905,0 verringert. Diese deutliche Veränderung resultiert ins-

besondere aus der Rückzahlung einer Anleihe durch die VGT. 

Aus der laufenden Geschäftstätigkeit erwirtschaftete der Konzern 

im Geschäftsjahr 2020 einen Cashflow in Höhe von 445,2 Mio. 

(Vorjahr: 406,1 flow aus Investitionstätigkeit belief 

sich auf 87,5 Mio. -956,6  

Der Cash Flow aus Finanzierungstätigkeit in Höhe 

von -957,7 Mio. 746,7  umfasste im Wesentlichen 

die Rückzahlung der Anleihe durch die VGT in Höhe von 

750,0 Mio. . Zusammenfassend sieht die Geschäftsführung  wie 

im Vorjahr prognostiziert  für das Geschäftsjahr 2020 eine stabile 

und gesicherte Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. 

Nichtfinanzielle Konzernerklärung gem. § 315b 
HGB3 

Alle Aspekte des § 289c Abs. 2 HGB werden in der nichtfinanziellen 

Konzernerklärung beschrieben. Der Konzern verfolgt zu keinem der 

betroffenen Aspekte ein Konzept, da dies weder für das Verständnis 

des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage 

des Konzerns noch für das Verständnis der Auswirkungen der 

Konzerntätigkeiten auf die nichtfinanziellen Aspekte erforderlich ist. 

                                                                 
3 Der Inhalt und Gegenstand des Kapitels war gem. § 317 Abs. 2 HGB nicht 

Bestandteil der Prüfung durch den Abschlussprüfer. 

Umwelt,  Kl ima und Energie 

Im VGT-Konzern haben die Themen Umwelt- und Klimaschutz 

sowie Energieeffizienz einen besonderen Stellenwert. Die 

Einhaltung und Weiterentwicklung von Health, Safety & 

Environment-Zielen unter Berücksichtigung der Belange der 

Arbeitssicherheit, des Umweltschutzes und der Energieeffizienz 

sind wesentliche Voraussetzungen für einen zuverlässigen, 

sicheren und effizienten Gastransport und für die Erbringung 

hochwertiger Dienstleistungen für unsere Kunden. Die Einhaltung 

der geltenden gesetzlichen Bestimmungen, technischen Regeln 

und vertraglichen Vereinbarungen ist dabei se bstverständlich. 

Arbeitssicherheit und Umweltschutz beinhalten die Verpflichtung, 

Prozesse zu realisieren, bei denen Gesundheits- und 

Sicherheitsris ken für alle Mitarbeiter so weit wie möglich minimiert 

und schädliche Auswirkungen unserer Geschäftstätigkeit auf die 

Umwelt so gering wie möglich gehalten werden. Daher ist es das 

Ziel, arbeitsbedingte Erkrankungen, Personenschäden und Unfälle 

sowie Umweltschäden zu vermeiden. Ein weiteres Ziel besteht da-

rin, die Energieeffizienz weiter zu steigern und den Energiebedarf 

nachhaltig zu reduzieren. 

Zur Steuerung und Unterstützung der relevanten Aktivitäten wurde 

ein integriertes Managementsystem entwickelt und eingeführt, das 

die Anforderungen der folgenden Normen erfüllt: 

 Qualitätsmanagement gemäß DIN EN ISO 9001, 

 Arbeitssicherheits- und Gesundheitsschutzmanagement 

gemäß DIN ISO 45001, 

 Umweltmanagement gemäß DIN EN ISO 14001, 

 Energiemanagement gemäß DIN EN ISO 50001. 

Das Managementsystem erfüllt darüber hinaus die Anforderungen 

an ein technisches Sicherheitsmanagement gemäß dem DVGW-Ar-

beitsblatt G 1000. Die Normkonformität des integrierten Manage-

mentsystems wird regelmäßig durch akkreditierte Zertifizierungs-

stellen überprüft. 

Die wesentlichen Auswirkungen auf die Umwelt ergeben sich in den 

Bereichen Luftschadstoffe, Tre bhausgase und Umgang mit was-

sergefährdenden Stoffen. Die im VGT-Konzern betriebenen Erd-

gas-Transportverdichterstationen unterliegen den Anforderungen 

des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG). Etablierte 

Prozesse sorgen dafür, die Umsetzungen der Anforderungen des 

TEHG sicherzustellen. Dies wird regelmäßig durch zugelassene 

Umweltgutachter bestätigt. 

Ein Betriebsbeauftragter für Gewässerschutz und Abfall überwacht 

regelmäßig alle betrieblichen Standorte und berät und unterstützt 

die Verantwortlichen vor Ort in allen Fragen zu Umweltbelangen. 

Die Bestellung eines Abfallbeauftragten erfolgt freiwillig, obwohl 

jährlich durchschnittlich insgesamt nur rund 1,9 kt an gefährlichen 

bzw. 2,1 kt an nicht gefährlichen Abfällen bundesweit erzeugt wer-

den. 
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Wichtige umweltbezogene Kennzahlen im VGT-Konzern: 

 CO-Emissionen: 0,25 kt4 

 NOx-Emissionen: 0,48 kt4 

 CO2-Emissionen: 437 kt5 

 Energieverbrauch Erdgas: 2,6 TWh6 

 Energieverbrauch Strom: 64,9 GWh6 

Darüber hinaus werden jährlich rund 0,6 dam³ flüssige Kraftstoffe 

(Fahrzeuge und Not-/Ersatzstromerzeugung) verbraucht. 

Relevante Umweltereignisse waren 2020 nicht zu verzeichnen. 

Mitarbeiter 

Im VGT-Konzern waren zum Jahresende 2020  exklusive 

Geschäftsführung und Auszubildende  1.494 Mitarbeiter 

beschäftigt. Der Konzern bildet an acht Standorten in Nordrhein-

Westfalen (Essen und Ummeln), Niedersachsen (Krummhörn), 

Bayern (Rimpar, Waidhaus und Wildenranna), Hessen (Gernsheim) 

und Rheinland-Pfalz (Mitte brunn) den technischen und kaufmänni-

schen Fachkräftenachwuchs aus. Darüber hinaus wird seit 2016 ein 

großer Teil der technischen Ausbildung für die Thyssengas GmbH 

in der Ausbildungswerkstatt am Standort Altenessen durchgeführt; 

Ende 2020 betraf das insgesamt neun Auszubildende der Thyssen-

gas GmbH. 

Grundsätzlich geben im VGT-Konzern der Manteltarifvertrag sowie 

diverse Betriebsvereinbarungen und Richtlinien den Rahmen für die 

Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter vor  unabhängig von Kriterien 

wie Geschlecht, Rasse oder Religion. In diesem Zusammenhang ist 

eine intensive Zusammenarbeit mit den Mitbestimmungsgremien 

selbstverständlich. 

Ziel ist es, Arbeitsbedingungen und Arbeitsplätze so zu gestalten, 

dass sie den Anforderungen des Aufgabenbereichs ebenso gerecht 

werden wie dem Schutz der Gesundheit der Mitarbeiter. Das Thema 

Arbeitssicherheit, insbesondere die Vermeidung von Arbeitsunfällen 

hat hohe Prioriät. Viele Schulungen, Informationen und 

Veranstaltungen zu diesem Themenkomplex sowie ein intensiv 

genutztes Arbeitssicherheits-Dokumentationssystem belegen dies. 

So läuft zum Beispiel seit 2019 eine umfangreiche 

Schulungsmaßnahme, die die Mitarbeiter im technischen Bereich 

dabei unterstützt, ihr persönliches Sicherheitsbewusstsein zu 

schärfen und unsichere Entscheidungen und Verhaltensweisen zu 

reduzieren. Darüber hinaus bietet der VGT-Konzern im Rahmen 

des Gesundheitsmanagements seinen Mitarbeitern jährlich 

vielfältige Maßnahmen an, wie kostenlose Krebsvorsorgen, 

Ernährungsberatungen und Fitnesschecks. Auch gehören 

höhenverstel bare Schre btische in den Verwaltungsbereichen zum 

Standard. 

Um die Vereinbarkeit der beruflichen und privaten Anforderungen 

zu ermöglichen, werden den Mitarbeitern diverse Arbeitszeitmodelle 

                                                                 
4 Berichtung gemäß 11. BImSchV an die Überwachungsbehörden für das 

Jahr 2016  nächstes Berichtsjahr ist 2020. 

mit unterschiedlichem Flexibilisierungs- und Beschäftigungsgraden 

angeboten. Flexibilität und Planbarkeit werden so miteinander 

kombiniert, dass der jeweilige Mitarbeiter den Anforderungen aus 

beiden Lebensbereichen gerecht werden kann. Ergänzt werden die 

vorhandenen Arbeitszeitmodelle durch Regelungen, die, wo 

möglich, Alternativen zum betrieblichen Arbeitsplatz vorsehen 

 

Darüber hinaus stehen für Mitarbeiter im Bedarfsfall Modelle der 

Pflegezeit und Familienpflegezeit zur Verfügung. Beim Thema 

Pflege können die Mitarbeiter zudem auf die Beratungsleistungen 

eines externen Dienstleisters zurückgreifen. 

Das Entgelt richtet sich nach der jeweiligen Stelle und deren 

Bewertung. Im Rahmen von Stellenbewertungen wird der 

 und 

Verantwortlichkeiten auf der Grundlage von qualitativen 

Anforderungsmerkmalen systematisch ermittelt und die Stelle in die 

Vergütungsgruppen des geltenden Vergütungstarifvertrages oder in 

das außertarifliche Eingruppierungsgefüge eingeordnet. 

Der VGT-Konzern unterstützt durch ein umfangreiches 

Weiterbildungsprogramm lebenslanges Lernen  sowohl bezogen 

auf fachliche als auch auf soziale Kompetenzen. Ergänzt werden 

diese Programme durch diverse Personalentwicklungsmodule, die 

sich auf verschiedene Zielgruppen im Unternehmen beziehen und 

unterschiedliche Karrierewege unterstützen. 

Aufgrund der pandemischen Lage im Jahr 2020 wurde der Arbeits-

platz dort, wo es möglich war, in Abhängigkeit vom jeweils aktuellen 

Infektionsgeschehen ins Home Office verlegt. Besprechungen, Wei-

terbildungen etc. wurden in virtueller Form umgesetzt oder, bei der 

Notwendigkeit von Präsenz, nur unter strengen Restr ktionen durch-

geführt. Darüber hinaus wurden die Mitarbeiter über Angebote wie 

digitale Kinderbetreuung oder digitale Sportstunden sowie Bera-

tungsmöglichkeiten zu Themen wie Führen auf Distanz, Home 

Office mit Kind oder isoliertes Arbeiten beim Umgang mit der zum 

Teil schwierigen Situation unterstützt. 

Soziales Engagement 

VGT ist sich seiner gesellschaftlichen Verantwortung bewusst. Aus 

diesem Grund betreibt OGE seit mehr als 80 Jahren ihre 

Ausbildungswerkstatt im Essener Stadtteil Altenessen und bildet 

dort jedes Jahr junge Menschen in technischen Berufen aus. Die 

kaufmännische Ausbildung wird an den drei 

Unternehmensstandorten in Essen umgesetzt. Ergänzend dazu 

werden bundesweit an sieben Betriebsstellen junge Menschen in 

technischen Berufen ausgebildet. Ende 2020 beschäftigte das 

Unternehmen insgesamt 76 technische und kaufmännische 

Auszubildende. 

Das Thema Integration hat im VGT-Konzern einen hohen 

Stellenwert. Im Jahr 2016 hat OGE vier zusätzliche technische 

5 Summe der gemäß TEHG emissionshandelspflichtigen Anlagen für das 
Jahr 2019. 

6 Verbrauch der Verdichterstationen und besetzten Standorte im Jahr 2019. 
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Ausbildungsplätze für Flüchtlinge aus Syrien und dem Iran zur 

Verfügung gestellt. In den Jahren 2017 und 2019 wurden jeweils 

weitere zwei Plätze geschaffen, um dieses Programm weiterhin för-

dern sowie nachhaltig betre ben zu können. Dieses Engagement 

wird in 2021 fortgeführt. 

Mit Hilfe der jährlichen Rest-Cent-/Rest-Euro-Aktion unterstützen 

der VGT-Konzern und seine Mitarbeiter zahlreiche karitative 

Projekte. Dabei kann das Netto-Monatsgehalt nicht nur auf volle 

Euro, sondern auch auf fünf bzw. 10 Euro abgerundet und 

gespendet werden. Im Jahr 2020 wurden unter anderem der 

mudra - Alternative Jugend- und Drogenhilfe  aus Nürnberg 

sowie die Johanniter Sternstunden der Johanniter Unfallhilfe 

unterstützt. Die Spendenaktion gibt es seit 2007. Rund die Hälfte 

der Belegschaft beteiligt sich daran und spendet die Netto-Cent-/-

Euro-Beträge ihrer Monatsgehälter für karitative Zwecke. Diese 

Cents bzw. Euros werden gesammelt und am Ende des Jahres von 

Seiten des Unternehmens aufgestockt. Seit 2010 ist ein 

Spendenvolumen von rund 90.000 zusammengekommen. 

Organisationen aus unterschiedlichen Bereichen wird so geholfen, 

ihre Arbeit weiter durchzuführen und ein vielfältiges soziales 

Engagement zu ermöglichen. 

Zudem wurde in diesem Jahr vor dem Hintergrund der pandemi-

schen Lage entschieden, zum Schutze der Gesundheit der Mitar-

beiter die diesjährige übliche Weihnachtsfeier nicht durchzuführen. 

 OGE 

hilft 

eine und Institutionen gespendet, deren Arbeit durch die Corona-

bedingten Einschränkungen erschwert wurde. 

Compliance 

Im VGT-Konzern hat Compliance höchste Priorität. Die Einhaltung 

von Recht, Gesetz und internen Regeln wird als selbstverständlich 

betrachtet und ist Teil der Unternehmenskultur. Das Thema 

Compliance hat in den letzten Jahren erheblich an Bedeutung 

gewonnen. Grund hierfür sind zum einen die immer komplexer 

werdenden gesetzlichen und regulatorischen Rahmenbedingun-

gen. Zum anderen stehen Compliance-Themen heute verstärkt im 

Blickpunkt des öffentlichen Interesses. Die Reputation und der 

wirtschaftliche Erfolg eines Unternehmens können durch 

Compliance-Verstöße erheblichen Schaden nehmen. Daher ist eine 

risikoorientierte und präventive Compliance-Strategie heute 

wichtiger denn je. Aus diesem Grund ist es erklärtes Ziel, die 

Einhaltung externer und interner Regelungen zu einem 

selbstverständlichen Bestandteil des Denkens und Handelns aller 

Organe, Führungskräfte und Mitarbeiter zu machen. 

Wesentliche Punkte sind im Verhaltenskodex und ergänzenden, 

internen Richtlinien verbindlich geregelt. Insbesondere sind dort die 

folgenden Themen beschrieben:  

 Ant korruption / Fraud-Prävention 

 Gleichbehandlung gemäß EnWG  

 Kartellrecht  

 Datenschutz  

 Insiderrecht 

 Informationssicherheit 

Über die Themen und die daraus resultierenden Anforderungen an 

die Mitarbeiter wird die Belegschaft des VGT-Konzerns regelmäßig 

informiert und geschult, insbesondere durch Intranet-Hinweise und 

E-Learning-Programme. 

Im OGE-Compliance-Office werden wesentliche Compliance-

Aktivitäten des Konzerns koordiniert sowie die relevanten 

Compliance-Themen betreut. Zudem steht das Compliance-Office 

allen Führungskräften und Mitarbeitern als zentraler 

Ansprechpartner und Berater für sämtliche Compliance-Fragen zur 

Verfügung. 

Der konzernweit ausgerollte Verhaltenskodex vermittelt die 

wesentlichen Grundsätze und Regeln für rechtmäßiges und 

verantwortungsbewusstes Verhalten. Es ist die Aufgabe aller 

Mitarbeiter, die Werte und Vorgaben, die in diesem 

Verhaltenskodex sowie in den Unternehmensrichtlinien konkretisiert 

werden, zu leben und als Handlungsmaßstab zu nutzen.  

Der Kodex macht insbesondere Vorgaben für den Umgang mit 

Geschäftspartnern, staatlichen Stellen und sonstigen Dritten, den 

Umgang mit vertraulichen Informationen, den verantwortungsvollen 

Umgang mit Firmeneigentum und Ressourcen und verweist dort, wo 

nötig, auf explizite Regelungen in weiteren Richtlinien. 

Über eine eingerichtete Whistle-Blower-Hotline können Hinweise 

auf Regelverstöße innerha b des VGT-Konzerns, insbesondere zu 

den Themen Korruption, Fraud, Kartellrecht sowie Verstöße gegen 

den Verhaltenskodex, abgegeben werden. Die im Compliance-

Office eingehenden Hinweise werden nach klar definierten Zustän-

digkeiten und Prozessen unter absoluter Wahrung der Vertraulich-

keit geprüft. 

VGT bekennt sich dazu, konsequent gegen jede Form von Korrup-

tion vorzugehen. Ziel der internen Ant korruptions-Richtlinie ist es, 

durch Festlegung von eindeutigen Regelungen und Zuständigkeiten 

rechtzeitig Korruptionsfällen vorzubeugen und aufgetretene Fälle 

nachhaltig und konsequent zu verfolgen. Zudem sind alle Mitarbei-

ter für Korruptionsgefahren durch interne Schulungen sensibilisiert 

worden. 
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Technische Anlagen und Standortbedingungen: Im Zeitablauf 

verändern sich lokale Standortgegebenheiten (z. B. veränderte 

Bodenbeschaffenheit durch Erosion). In der Folge können 

Maßnahmen zur Wiederherstellung der ursprünglichen Gegeben-

heiten erforderlich werden. 

Eintrittswahrscheinlichkeit: niedrig; Nettoauswirkung der Einzelrisi-

ken: gering 

Investitionserfordernisse: Aufgrund der hohen Anlagenintensität 

des OGE-Geschäftes können zusätzliche Investitionserfordernisse 

mittelfristig zu erheblichen zusätzlichen Finanzierungsbedarfen füh-

ren. Vor dem Hintergrund der Regulierung stehen diesen zusätzli-

chen Investitionen allerdings auch regelmäßig Chancen aus zusätz-

lichen Transportumsätzen gegenüber.  

Marktbedingte Preisentwicklungen und zusätzlich erforderliche 

Maßnahmen während der Projektabwicklung sowie Änderungen 

des Netzentwicklungsplans oder gesetzlicher Vorgaben (z. B. Emis-

sionsgesetzgebung) können höhere Investitionsvolumina zur Folge 

haben. 

Eintrittswahrscheinlichkeit: moderat; Nettoauswirkung: hoch 

Durch externe Einflüsse wie z. B. Naturkatastrophen können 

bedeutsame Anlagen (z. B. Verdichterstationen) ganz oder teil-

weise zerstört werden, was zu einer zeitweisen Unterbrechung bis 

hin zu lokalem Ausfall des Gastransportes führen kann. Neben zeit-

lich begrenzten Ergebnisausfällen kann ein erforderlicher Neuauf-

bau zusätzlichen Finanzierungsbedarf begründen. 

Eintrittswahrscheinlichkeit: niedrig; Nettoauswirkung: gering 

Weitere  Risiken 

Informationstechn k: 

OGE, als Teil des Konzerns, bedient sich zum Betrieb und zur Steu-

erung des Leitungsnetzes komplexer Informationstechnologie (IT). 

Es bestehen daher grundsätzlich Ris ken aus dem Ausfall von Tei-

len der IT-Systeme mit der Folge vorübergehender Beeinträchtigun-

gen der Geschäftstätigkeit. Der Ausfall kann durch vorsätzliche, un-

befugte Modifikation (externer Zugriff) und/oder die 

Beeinträchtigung der Funktionalität durch Fehler im Betrieb oder in 

Hard- und Softwarekomponenten verursacht werden. Hierdurch 

könnten sowohl Vermarktungssysteme als auch Systeme für die 

Netzsteuerung betroffen sein. Ein Ausfall der Netzsteuerungssys-

teme könnte schlimmstenfalls regional einen Totalausfall der Gas-

versorgung über mehrere Tage zur Folge haben.  

Integritätsverletzungen können sowohl die Vermarktungs- als auch 

die Netzsteuerungssysteme betreffen. Durch Systemfehler oder 

Systemversagen kann eine ordnungsgemäße Abwicklung der Netz-

steuerung oder Transportkapazitätsvermarktung nicht mehr ge-

währleistet sein. Dies kann zu Schadensersatzansprüchen von 

Transportkunden führen. 

OGE sichert diese Ris ken durch Redundanzkonzepte sowie um-

fangreiche Qualitätssicherungs- und Zugriffschutzsysteme ab. OGE 

ist nach dem für alle Netzbetreiber verpflichtenden IT-

Sicherheitskatalog der BNetzA zertifiziert. Die Anforderungen der 

Gesetzgebung werden erfüllt. Auswirkungen, die mögliche Ansprü-

che Dritter begründen, sind adäquat durch Versicherungen abge-

deckt. Über die Anforderungen der Zertifizierung hinaus verprobt 

OGE die Bedrohung durch Risiken im IT-Umfeld von Zeit zu Zeit mit 

externen Beratern. Eine solche Überprüfung fand zuletzt im abge-

laufenen Geschäftsjahr statt. 

Transportabwicklung: 

Zur Sicherstellung der fehlerfreien operativen Abwicklung des 

Transportgeschäftes setzt OGE hohe Qualitätsstandards und aus-

geprägte Qualitätssicherungskonzepte ein. Dennoch lassen sich 

Fehler und daraus abgeleitete etwaige Schadensersatzansprüche 

von Kunden nicht zu 100 % ausschließen.  

Kündigungen von langfristigen Kapazitätsbuchungen führen auf-

grund der Regulierungskontosystematik nur temporär zu Umsatz-

rückgängen. Entstehende Mindererlöse im Vergleich zur genehmig-

ten Erlösobergrenze werden im sog. Regulierungskonto erfasst, 

verzinst und entsprechend über eine Anpassung der kalenderjährli-

chen Erlösobergrenze in zukünftigen Geschäftsjahren ausgegli-

chen. Ein nachhaltiges Risiko aus Nachfrageschwankungen besteht 

daher nicht. Das Liquiditätsrisiko wird zudem durch die bestehende 

Konsortialkreditlinie minimiert. 

Finanzielle Risiken 

Durch seine Geschäftstätigkeit ist der Konzern verschiedenen finan-

ziellen Ris ken ausgesetzt: dem Marktrisiko (beinhaltet das Fremd-

währungsris ko, das zinsbedingte Risiko aus Änderungen des bei-

zulegenden Zeitwerts, das zinsbedingte Cashflow-Risiko und das 

Marktpreisrisiko), dem Kreditrisiko und dem Liquiditätsris ko. Das 

übergreifende Risikomanagement des Konzerns ist auf die Unvor-

hersehbarkeit der Entwicklungen an den Finanzmärkten fokussiert 

und zielt darauf ab, die potenziell negativen Auswirkungen auf die 

Finanzlage des Konzerns zu minimieren. Der Konzern nutzt deriva-

tive Finanzinstrumente, um sich gegen bestimmte Risiken abzusi-

chern. 

Das Ris komanagement erfolgt dezentral sowohl durch die Finanz-

abteilung des Dienstleisters OGE als auch durch das Beteiligungs-

controlling der Gesellschafter. Dabei werden finanzielle Ris ken in 

enger Zusammenarbeit mit den operativen Einheiten des Konzerns 

identifiziert, bewertet und gesichert. Aufgrund des sehr begrenzten 

Volumens an Transaktionen in Fremdwährungen sowie der nur spo-

radisch auftretenden Aufnahme und Sicherung von Darlehen erfolgt 

der jeweilige Umgang mit dem Fremdwährungsrisiko, dem Zins- 

und Kreditrisiko sowie dem Einsatz derivativer und nicht derivativer 

Finanzinstrumente jeweils im entsprechenden Einzelfall in Abstim-

mung mit den relevanten Gremien des betroffenen Unternehmens. 

Fremdwährungsris ken können sich im Wesentlichen aus Beschaf-

fungsvorgängen mit Geschäftspartnern außerhalb des Euro-Rau-

mes ergeben. Bei Vorliegen solcher nicht Euro-basierten Beschaf-

fungsvorgänge werden teilweise Devisentermingeschäfte 

eingesetzt, um das Fremdwährungsrisiko abzusichern. Der Konzern 
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ist aktuell aufgrund des sehr begrenzten Volumens an Transaktio-

nen in Fremdwährung nur einem unbedeutenden 

Fremdwährungsrisiko ausgesetzt. 

Das Zinsrisiko des Konzerns erg bt sich aus langfristigen verzinsli-

chen Verbindlichkeiten. Die Verbindlichkeiten mit variabler Verzin-

sung setzen den Konzern zinsbedingten Cashflow-Ris ken aus, die 

zum Teil durch Bankguthaben mit variabler Verzinsung kompensiert 

werden. Aus den festverzinslichen Verbindlichkeiten resultiert ein 

zinsbedingtes Risiko aus Änderungen des beizulegenden Zeitwerts. 

Aufgrund der langfristigen Ausrichtung des Geschäftsmodells wird 

grundsätzlich ein hoher Anteil an Zinsfestschreibungen angestrebt. 

Nach Auffassung der Geschäftsführung ergibt sich für VGT somit, 

neben dem grundsätzlich bestehenden Refinanzierungsrisiko bei 

Auslaufen von Fremdfinanzierungen, ein Zinsrisiko aus langfristigen 

verzinslichen Verbindlichkeiten. Aus den festverzinslichen Verbind-

lichkeiten resultiert grundsätzlich ein Risiko höherer Finanzierungs-

kosten bei zukünftig anstehenden Refinanzierungen. 

Nach Ansicht der Geschäftsführung ergeben sich im Konzern Kre-

ditrisiken aus Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten, de-

rivativen Finanzinstrumenten und Einlagen bei Banken und Finan-

zinstituten sowie durch Kreditinanspruchnahmen von Kunden, die 

offene Forderungen und vorgenommene Transaktionen beinhalten. 

Für eine Zusammenarbeit im Finanzbereich qualifizieren sich nur 

Banken mit einem unabhängigen Rating der großen drei Rating-

Agenturen. Für die Geldanlage wird ein Rating von mindestens 

-

(Moody´s) vorausgesetzt, während für die Kreditaufnahme ein 

keit jeweils auf -

ting-Einstufungen sämtlicher Banken sowie weitere 

Bonitätsind katoren (wie z. B. aktuelle Preise von Credit Default 

Swaps) werden dabei fortlaufend beobachtet. 

Die Mehrheit der Umsätze aus der Vermarktung von Transportka-

pazitäten erwirtschaftet der Konzern mit einer geringen Anzahl von 

großen Kunden. Wesentliche Kunden werden im Rahmen einer re-

gelmäßigen Bonitätsprüfung überprüft. Hierzu werden Bonitätsein-

schätzungen anerkannter Auskunfteien herangezogen. 

Sofern der Konzern seiner Sorgfaltspflicht im Rahmen der allgemei-

nen Bonitätsprüfung von Kunden nachkommt, werden Zahlungs-

ausfälle einzelner Kunden im Rahmen der regulierten Entgeltbil-

dung ausgeglichen, das Kreditrisiko durch Großkunden ist daher 

nur ein temporäres Phänomen. 

In der Vergangenheit sind keine wesentlichen Zahlungsausfälle auf-

getreten. Das Management erwartet auch zukünftig keine Ausfälle 

aufgrund von Nichterfüllung durch diese Geschäftspartner.  

Die Cashflow-Prognosen werden zentral für jede wesentliche ope-

rative Gesellschaft erstellt und zu einer Konzernprognose verdich-

tet. Das Management überwacht die rollierende Vorausplanung der 

Liquiditätsreserve des Konzerns um sicherzustellen, dass einerseits 

ausreichende Liquidität verfügbar ist, um das operative Geschäft zu 

betreiben, sowie andererseits jederzeit genug Spielraum bei den 

ungenutzten Kreditlinien vorhanden ist. Solche Prognosen berück-

sichtigen die Konzernfinanzierungspläne, das Einhalten von Kredit-

vereinbarungen, das Einhalten von internen Zie bilanzkennziffern 

sowie, soweit zutreffend, externe gesetzliche oder behördliche 

Bestimmungen. 

Angaben nach §  315 Abs.  2 Nr.  1 HGB 

Im VGT-Konzern ergeben sich Währungsris ken aus Beschaffungs-

vorgängen mit Geschäftspartnern außerhalb des Euro-Raumes. Bei 

Bedarf werden derivative Finanzinstrumente ausschließlich zu Si-

cherungszwecken abgeschlossen. Der Konzern ist aktuell aufgrund 

des sehr begrenzten Volumens an Transaktionen in Fremdwährung 

nur einem unbedeutenden Fremdwährungsris ko ausgesetzt. 

Zum Stichtag 31. Dezember 2020 sind Zinsrisiken aufgrund von 

Marktzinsschwankungen des Eur bors aus variabel verzinslichen 

Darlehen aus der anteilig einbezogenen Konzerngesellschaft TENP 

in Höhe von 12,5 Mio. (Nominalbetrag) und aus der anteilig ein-

bezogenen Konzerngesellschaft MEGAL in Höhe von 30,0 Mio. 

(Nomina betrag) durch Swap-Vereinbarungen im Rahmen von Si-

cherungsbeziehungen abgesichert. Es handelt sich bei den Zinss-

waps um Micro-Hedges, deren prospektive Effektivität durch Lauf-

zeit- und Volumenkongruenz gegeben ist. 

Chancen 

Chancen ergeben sich im Wesentlichen im Falle zusätzlicher Effi-

zienzsteigerungen gegenüber der genehmigten Erlösobergrenze. 

Diese haben jedoch aufgrund des regulatorischen Rahmens nur 

temporären Charakter. 

Darüber hinaus können sich aus einer möglichen Änderung des re-

gulatorischen Rahmens weitere Chancen und Risiken für den Kon-

zern ergeben. 

Korrespondierend zum Risiko höherer Ausbauverpflichtungen auf-

grund eines veränderten Netzentwicklungsplans besteht die 

Chance erhöhter Rückflüsse aus zusätzlichen Investitionen. 

Gesamtbeurtei lung der Chancen und Risikolage 

Zusammenfassend sieht die Geschäftsführung - wie im Vorjahr - 

zum Abschlussstichtag und für den Prognosezeitraum keine be-

standsgefährdenden Ris ken und erachtet die Risikotragfähigkeit 

des Konzerns als voll gegeben. 
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Voraussichtliche Entwicklung 

Die Corona-Pandemie führte laut der Einschätzung des Sachver-

ständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Lage in 

Deutschland zum stärksten Einbruch der Wirtschaftsleistung in ei-

nem Quartal seit Beginn der vierteljährlichen volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnungen im Jahr 1970. Vor diesem Hintergrund prog-

nostiziert der Sachverständigenrat für das Jahr 2021 eine Erholung, 

die mit einem Wachstum von 3,7 Prozent einhergeht. 

Zum 1. Januar 2021 hat OGE die einheitlichen Transportentgelte für 

die Einspeisung (Entry) und Ausspeisung (Exit) angepasst. Gegen-

über 2020 ergeben sich rund 7,4 Prozent niedrigere Entgelte für die 

Ein- und Ausspeisung im Marktgebiet Net Connect Germany sowie 

rund 1,2 Prozent niedrigere Entgelte im Marktgebiet GASPOOL. 

Anders als in den Vorjahren werden die Netzentgelte nur vom 1. Ja-

nuar 2021 bis 1. Oktober 2021 Anwendung finden. Ab dem 1. Okto-

ber 2021 werden auf Basis der Festlegung REGENT der Bundes-

netzagentur einheitliche Entgelte für das neue gemeinsame 

Marktgebiet Trading Hub Europe erhoben. Die Veröffentlichung der 

Netzentgelte erfolgte durch OGE am 28. September 2020. Hieraus 

ergeben sich im neuen Marktgebiet THE rund 1 % höhere Entgelte 

im Vergleich zum aktuellen Marktgebiet Net Connect Germany so-

wie rund 14 Prozent höhere Entgelte im Vergleich zum aktuellen 

Marktgebiet GASPOOL. 

Insgesamt rechnet die Geschäftsführung für das Jahr 2021 mit 

Transportumsätzen leicht unter dem Niveau des Geschäftsjah-

res 2020. 

Im Dienstleistungsgeschäft wird für Umsatz und Bestandsverände-

rungen eine Leistung deutlich unter dem Niveau des Geschäftsjah-

res 2020 erwartet. Der Materialaufwand wird auf dem Niveau des 

Geschäftsjahres 2020 prognostiziert. 

Im Finanzergebnis werden deutlich niedrigere Zinsaufwendungen 

erwartet. Die Abschreibungen werden aufgrund der hohen laufen-

den Investitionstätigkeit im Vergleich zum Berichtsjahr deutlich hö-

her prognostiziert und das Beteiligungsergebnis wird deutlich über 

dem Niveau des Vorjahres erwartet. 

Aufgrund der genannten Effekte geht die Geschäftsführung für das 

Jahr 2021 insgesamt von einem Konzernüberschuss deutlich unter 

dem Niveau des Geschäftsjahres 2020 aus. 

Die Investitionen basieren weiterhin weitgehend auf Maßnahmen 

des Netzentwicklungsplans, umfangreichen Ersatzinvestitionen so-

wie Eigenkapitalzuführungen in Leitungsgesellschaften, wenngleich 

sie in der Prognose deutlich unter dem Niveau des Berichtsjahres 

liegen. 

Nachdem VGT im Jahr 2019 zwei Anleihe-Tranchen mit einem Vo-

lumen von insgesamt 1,0 Mrd.  zu Finanzierungszwecken emittiert 

hatte, wurde im Jahr 2020 eine fällige Tranche aus dem Jahre 2013 

mit den vorhandenen Mitteln zurückgezahlt, woraus ein stark nega-

tiver Cashflow für das Jahr 2020 resultierte. Für das Jahr 2021 wird 

ein Cashflow erwartet, der im Vergleich deutlich über dem Niveau 

des Vorjahres liegt. Zusammenfassend rechnet die Geschäftsfüh-

rung mit einer stabilen und gesicherten Liquiditätslage der Gesell-

schaft. 

Auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit ist es das Ziel der Geschäfts-

führung, die Anzahl der arbeitsbedingten Unfälle, gemessen am 

TRIFcomb, weiterhin auf niedrigem Niveau zu halten und die Sicher-

heitskultur weiterzuentwickeln. Dazu wurden entsprechende Maß-

nahmen aufgesetzt bzw. weitergeführt. 
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1 Grundlegende Informationen 

Gesellschaft ) hat 

ihren eingetragenen Firmensitz in der Kallenbergstraße 5, 

45141 Essen. Alleingesellschafterin ist die Vier Gas Services 

GmbH & Co. 

dische Mutterunternehmen im Konzern und grundsätzlich 

verpflichtet, einen Konzernabschluss aufzustellen. Da die Vier Gas 

Holdings S.à , Luxemburg, als oberstes europäisches 

Mutterunternehmen im Konzern einen Konzernabschluss und 

Konzernlagebericht offenlegt, ist VGS gemäß § 291 HGB von der 

Aufstellung befreit. VGS nimmt die Befreiungsmöglichkeit in 

Anspruch. VGT ist eine kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaft 

im Sinne des § 264d HGB. VGT stellt als im Inland ansässiges 

kapitalmarktorientiertes Mutterunternehmen verpflichtend einen 

Konzernabschluss im Sinne des § 315e HGB auf. 

Die Gesellschaft wird unter der Nummer HRB 24299 beim Amts-

gericht Essen geführt. 

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und 

Verwalten sowie der Verkauf von Beteiligungen an Unternehmen 

oder von deren Vermögensgegenständen und jede damit verbun-

dene Handlung oder Maßnahme und die Erbringung von Dienst-

leistungen jeder Art gegenüber seinen Tochtergesellschaften, 

insbesondere, ohne darauf beschränkt zu sein, die Erbringung von 

Finanzdienstleistungen. 

Das operative Geschäft des Konzerns wird von der Open Grid 

ihrer Beteiligungen 

OGE-Gruppe  OGE übt Tätigkeiten eines Fernlei-

tungsnetzbetre bers Gas aus und untersteht der Aufsicht durch die 

Bundesnetzagentur (BNetzA), der deutschen Regulierungsbehör-

de. Darüber hinaus betreibt OGE ein Dienstleistungsgeschäft im 

gaswirtschaftlichen Umfeld. 

Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 

Der vorliegende Konzernabschluss wurde am 15. März 2021 von 

der Geschäftsführung zur Veröffentlichung genehmigt. 

2 Zusammenfassung wesentlicher 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

2.1 Grundlagen der Abschlusserstellung 

Dieser Konzernabschluss wird nach den International Financial 

Reporting Standards (IFRS), wie sie in der Europäischen Union 

(EU) anzuwenden sind, und den Auslegungen des International 

Financial Reporting Standards Interpretations Committee 

(IFRS IC), den Auslegungen des International Accounting 

Standards Boards (IASB) sowie den ergänzend nach 

§ 315e Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtlichen Vorschrif-

ten erstellt. 

Die Aufstellung des Konzernabschlusses für den VGT-Konzern 

erfolgt grundsätzlich auf Basis der historischen Kosten, einge-

schränkt durch die erfolgsneutral zum beizulegenden Zeitwert 

(Fair Value) über das sonstige Ergebnis angesetzten finanziellen 

Vermögenswerte sowie die erfolgswirksam zum Fair Value ange-

setzten finanziellen Vermögenswerte und finanziellen Verbindlich-

keiten (inklusive derivativer Finanzinstrumente). 

Die Aufstellung von im Einklang mit den IFRS stehenden 

Konzernabschlüssen erfordert Schätzungen. Des Weiteren macht 

die Anwendung der konzernweiten Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden Wertungen des Managements erforderlich. 

Die Konzernbilanz wird im Einklang mit IAS 

aufgestellt. Als kurz-

fristig werden Vermögenswerte und Schulden angesehen, wenn 

erwartet wird, dass sie innerhalb eines Jahres oder aber innerha b 

des normalen Geschäftszyklus des Konzerns realisiert bzw. fällig 

werden oder veräußert werden sollen. 

Die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt nach dem 

Gesamtkostenverfahren. 

Alle Angaben erfolgen - sofern nicht anders angegeben - in Millio-

nen Euro (Mio. Werte unter 50 Tausend Euro werden in den 

Tabellen mit einem Punkt gekennzeichnet. 
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Tochterunternehmen werden von dem Zeitpunkt an in den 

Konzernabschluss der VGT einbezogen (Vollkonsolidierung), zu 

dem die Beherrschung auf VGT übergegangen ist. Sie werden zu 

dem Zeitpunkt entkonsolidiert, zu dem die Beherrschung endet. 

Die Beherrschung beruht bei den vollkonsolidierten Tochtergesell-

schaften auf der Mehrheit der Stimmrechte, die VGT direkt oder 

indirekt hält. Nicht konsolidiert werden grundsätzlich Tochterunter-

nehmen, sofern sie hinsichtlich ihrer Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage für den Konzernabschluss der VGT von untergeordne-

ter Bedeutung sind. Diese Tochterunternehmen werden at cost 

bilanziert. Der Ausweis erfolgt in den Finanzanlagen. 

(b) Joint Arrangements 

Die Einbeziehung der Gesellschaften, die gemäß IFRS 11 als Joint 

Operations klassifiziert wurden, erfolgt grundsätzlich vereinfa-

chend anteilig entsprechend der Beteiligungsquote. Hiervon aus-

genommen sind Erweiterungsinvestitionen, an denen nur ein 

Gesellschafter beteiligt ist. Diese werden von dem entsprechenden 

Gesellschafter vollständig in dessen Konzernabschluss einbezo-

gen. 

Sämtliche wesentliche Transaktionen und Salden zwischen Joint 

Operations und anderen verbundenen Unternehmen, die in den 

Konzernabschluss der VGT einbezogen werden, werden grund-

sätzlich anteilig eliminiert. Ausgenommen davon sind Innenum-

satzerlöse aus den Joint Operations sowie der korrespondierende 

Materialaufwand des Joint Operator. Da die Parteien der Joint 

Operation dessen kompletten Output abnehmen, werden diese 

Posten vollständig eliminiert, soweit sich Beteiligungsquote und 

Nutzungsquote entsprechen. Bei Abweichungen zwischen Beteili-

gungsquote und Nutzungsquote, die im VGT-Konzern vorliegen, 

verble ben demnach im Konzernabschluss lediglich anteilig in 

Höhe des Unterschiedes zwischen beiden Quoten bemessene 

Umsatzerlöse oder Materialaufwendungen. Bei dieser Vorgehens-

weise wird eine Transaktion zwischen den beteiligten Parteien der 

Joint Operation unterstellt. Für den Fall, dass eine Partei der Joint 

Operation weniger an Output abnimmt als ihr prozentual gemes-

sen an ihrer Kapita beteiligung zustünde, wird dieser Sichtweise 

folgend ein Verkauf in Höhe de

Parteien der Joint Operation unterstellt. Eine 

ergibt sich aus der Differenz zwischen dem der Partei der Joint 

Operation auf Basis der Kapitalquote zustehenden Anteil am 

Output und dem von ihr tatsächlich abgenommenen Anteil des 

Outputs. Sofern eine Partei der Joint Operation mehr an Output 

abnimmt als ihr prozentual gemessen an ihrer Kapita beteiligung 

zustünde, wird analo von 

den anderen Parteien der Joint Operation zu Grunde gelegt. Eine 

 der Differenz zwischen dem von ihr 

tatsächlich abgenommenen Anteil des Outputs sowie dem der 

Partei der Joint Operation auf Basis der Kapitalquote zustehenden 

Anteil am Output. Bei diesen f ktiven Transaktionen wird zudem 

unterstellt, dass der Kaufpreis demjenigen entspricht, zu welchem 

die Joint Operation an die Parteien der Joint Operation verkauft. 

Da die Einbeziehung der Joint Operations sowie die Eliminierung 

der konzerninternen Transaktionen mit diesen wie dargestellt 

grundsätzlich anteilig gemäß den Kapitalanteilen, die Eliminierung 

der Umsatzerlöse aus den Joint Operations sowie des korrespon-

dierenden Materialaufwands indes vollständig erfolgt, soweit sich 

Beteiligungsquote und Nutzungsquote entsprechen, kann es zu 

einem Ausweis von Forderungen und/oder Verbindlichkeiten im 

Konzernabschluss kommen, die aus Konzernsicht nicht zu Um-

satzerlösen respektive Materialaufwand geführt haben. Da Trans-

aktionen zwischen den Joint Operations und deren Parteien, die 

zu Umsatzerlösen bei der Joint Operation führen, in der Regel 

monatlich und zeitnah zahlungswirksam sind, sind derartige Forde-

rungen und/oder Verbindlichkeiten  sofern diese zum Bilanzstich-

tag bestehen  im Vergleich zu den insgesamt im Konzern ausge-

wiesenen betrieblichen Forderungen bzw. Verbindlichkeiten in der 

Regel nicht materiell. 

Trotz der rechtlich separaten Einheit von Joint Operations erg bt 

die Würdigung übriger Faktoren und Begleitumstände, dass Rech-

te und Pflichten an deren Vermögenswerten und Schulden beste-

hen, da die Leistungen dieser Unternehmen ausschließlich an ihre 

Gesellschafter erbracht werden. OGE ist mit den jeweils anderen 

Joint Operator vertraglich neben den Gesellschaftsverträgen auch 

über Konsortialverträge verbunden. Diese Verträge bilden auch die 

Basis für die Klassifizierung der Joint Arrangements als Joint 

Operation. Des Weiteren überlassen die Joint Operations im Rah-

men von Gebrauchs- und Nutzungsüberlassungsverträgen ihr 

Leitungsnetz an die OGE sowie die anderen Joint Operator. Diese 

Leitungsnetze sind essentielle Voraussetzung für die Geschäftstä-

tigkeit als Fernleitungsnetzbetreiber Gas im momentan gegebenen 

Umfang. 

Die Joint Operations agieren in einem regulierten Umfeld. Hieraus 

ergibt sich ein allgemeines Geschäftsrisiko für diese Gesellschaf-

ten, da die Entwicklung des regulatorischen Rahmens in Deutsch-

land und Europa mit Unsicherheit behaftet ist. Da die Joint Opera-

tions allerdings keine eigenen Erlösobergrenzen im Rahmen der 

Anreizregulierung beantragen, sondern ihr Leitungsnetz einzelver-

traglich an die Gesellschafter verpachten, ist das Ris ko begrenzt. 

Joint Ventures werden entsprechend den Vorgaben des IFRS 11 

nach der Equity-Methode bilanziert. Gewinne oder Verluste aus 

dem Verkauf von konzerneigenen Vermögenswerten an Joint 

Ventures werden in Höhe des den anderen Anteilsbesitzern zu-

stehenden Anteils erfasst. Verluste aus solchen Transaktionen 

werden jedoch sofort vollständig realisiert, wenn der Verlust als 

sicherer Hinweis darauf aufzufassen ist, dass der Nettoveräuße-

rungswert von zu veräußernden Vermögenswerten reduziert ist 

oder eine Wertminderung vorliegt. 

Anteile des Konzerns an Gewinnen und Verlusten der Joint Ven-

tures, die beim Erwerb von Vermögenswerten durch den Konzern 

entstehen, werden vom Konzern so lange nicht angesetzt, bis sie 

an ein nicht zum Konzern gehörendes Unternehmen weiterveräu-

ßert worden sind. Sofern der Verlust als sicherer Hinweis darauf 
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Fremdwährungsgewinne und -verluste werden in der Gewinn- und 

Verlustrechnung unter den sonstigen betrieblichen Erträgen bezie-

hungsweise sonstigen betrieblichen Aufwendungen ausgewiesen. 

 

2.6 Goodwill 

Goodwill entsteht beim Erwerb von Tochterunternehmen, assozi-

ierten Unternehmen und gemeinschaftlich geführten Unternehmen 

und stellt den Überschuss der übertragenen Gegenleistung des 

Unternehmenserwerbs über den beizulegenden Zeitwert der Antei-

le des Konzerns an den erworbenen identifizierbaren Vermögens-

werten, den übernommenen Schulden und den Eventualschulden 

zum Erwerbszeitpunkt dar. 

Nach IFRS 

Goodwill keiner planmäßigen Abschreibung, sondern wird mindes-

tens jährlich einer auf den Regelungen des IAS 

auf der Betrachtungsebene zahlungsmittelgenerierender Einheiten 

(Cash Generating Units) unterzogen. Bei Eintritt besonderer 

Ereignisse, die dazu führen können, dass der Buchwert einer Cash 

Generating Unit nicht mehr durch den erzielbaren Betrag gedeckt 

ist, ist auch unterjährig ein Impairment-Test durchzuführen. 

Der VGT-Konzern stellt eine einzige Cash Generating Unit dar und 

ist dementsprechend ein Ein-Segment-Konzern. Eine Allokation 

des Goodwill war folglich nicht vorzunehmen. 

 

2.7 Immaterielle Vermögenswerte 

Gemäß IAS 38 werden immaterielle Vermögenswerte über ihre 

voraussichtliche Nutzungsdauer abgeschrieben, es sei denn, ihre 

Nutzungsdauer wird als unbestimmbar klassifiziert. Bei der 

Klassifizierung werden unter anderem Faktoren wie typische Pro-

duktlebenszyklen und rechtliche oder ähnliche Beschränkungen 

berücksichtigt. 

Immaterielle Vermögenswerte mit bestimmbarer Nutzungsdauer 

werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten bewertet und 

planmäßig linear über ihre jeweilige Nutzungsdauer abgeschrie-

ben. Se bst erstellte immaterielle Vermögenswerte mit bestimmba-

rer Nutzungsdauer stehen vor allem im Zusammenhang mit Soft-

ware und werden über maximal zehn Jahre abgeschrieben. 

Erworbene immaterielle Vermögenswerte mit bestimmbarer Nut-

zungsdauer umfassen im Wesentlichen Software beziehungsweise 

Softwarelizenzen sowie vertraglich bedingte Vermögenswerte. Die 

Nutzungsdauer für erworbene Software und Softwarelizenzen 

beträgt grundsätzlich drei Jahre. Vertraglich bedingte immaterielle 

Vermögenswerte werden im Einklang mit den in den Verträgen 

fixierten Regelungen planmäßig abgeschrieben. Die Nutzungs-

dauern und Abschreibungsmethoden unterliegen einer jährlichen 

Überprüfung. Immaterielle Vermögenswerte mit bestimmbarer 

Nutzungsdauer werden auf Wertminderungen überprüft, wenn 

Ereignisse oder veränderte Umstände vermuten lassen, dass eine 

Wertminderung eingetreten sein könnte. 

Nach IFRS werden Emissionsrechte, die im Rahmen von nationa-

len und internationalen Emissionsrechtesystemen zur Erfüllung der 

Abgabeverpflichtungen gehalten werden, als immaterielle Vermö-

genswerte ausgewiesen. Da Emissionsrechte keiner planmäßigen 

Abnutzung im Rahmen des Produktionsprozesses unterliegen, 

erfolgt der Ausweis unter den immateriellen Vermögenswerten mit 

unbestimmbarer Nutzungsdauer. Die Emissionsrechte werden mit 

den Anschaffungskosten bei Ausgabe für die jeweilige Abrech-

nungsperiode als (Teil-) Erfüllung des Zuteilungsbescheids der 

zuständigen nationalen Behörde oder bei Erwerb aktiviert. 

Getätigte Emissionen werden durch Bildung einer Rückstellung 

zum Buchwert der gehaltenen Emissionsrechte beziehungsweise 

bei Unterdeckung zum aktuellen Fair Value der Emissionsrechte 

berücksichtigt. Die Aufwendungen für die Bildung der Rückstellung 

werden im Materialaufwand ausgewiesen. 

 

2.8 Aufwendungen für Forschung und 

Entwicklung 

Aufwendungen für Forschung und Entwicklung müssen nach 

IAS 38.57 ff. in eine Forschungs- und eine Entwicklungsphase 

aufgeteilt werden. Während Forschungsaufwendungen sofort 

erfolgswirksam erfasst werden, sind Entwicklungsaufwendungen 

bei Vorliegen der in IAS 38 genannten allgemeinen Ansatzkriterien 

für einen immateriellen Vermögenswert sowie weiterer spezieller 

Voraussetzungen zu aktivieren. Im Geschäftsjahr waren diese 

Kriterien bei selbsterstellter Software erfüllt, die entsprechend 

aktiviert wurden. Forschungsaufwendungen fielen nicht an. 

 

2.9 Sachanlagen 

Sachanlagen sind mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten bewertet und werden entsprechend der voraussichtlichen 

Nutzungsdauer der Komponenten grundsätzlich linear abgeschrie-

ben, sofern nicht in Ausnahmefällen ein anderer Abschre bungs-

verlauf dem Nutzungsverlauf besser gerecht wird. Die Nutzungs-

dauern der wesentlichen Komponenten werden nachfolgend 

dargestellt: 

Gebäude 25-50 Jahre

 Technische Anlagen und Maschinen 10-40 Jahre 

 Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 

5-14 Jahre 

Die Restbuchwerte und wirtschaftlichen Nutzungsdauern werden 

zu jedem Bilanzstichtag überprüft und gegebenenfalls angepasst.

Aufwendungen für turnusmäßige Wartungen von Großanlagen 

werden in Höhe der Kosten der Maßnahme als separater 

Vermögenswert angesetzt und linear über den Zeitraum bis zur 

nächsten Wartung abgeschrieben. Die Kosten des Austauschs von 

Komponenten werden als Vermögenswert erfasst, sofern ein 

zukünftiger zusätzlicher Nutzen erwartet wird. Der Buchwert der 

ausgetauschten Komponenten wird ausgebucht. Die Kosten der 
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Instandhaltung und Reparatur im Rahmen des normalen 

Geschäftsbetriebs werden als Aufwand erfasst. 

Private Investitionszulagen oder -zuschüsse mindern nicht die 

Anschaffungs- und Herstellungskosten der entsprechenden 

Vermögenswerte, sondern werden passivisch abgegrenzt. 

 

2.10 Wertminderungen 

Die Werthaltigkeitsprüfung nach IAS 36 wird für immaterielle 

Vermögenswerte und Sachanlagen durchgeführt, sofern Ereignis-

se oder veränderte Umstände darauf hindeuten, dass eine Wert-

minderung eingetreten sein könnte. Der Goodwill und sonstige 

immaterielle Vermögenswerte mit unbestimmbarer Nutzungsdauer 

werden mindestens einmal jährlich auf ihre Werthaltigkeit über-

prüft. 

In Übereinstimmung mit IAS 36 wird der Buchwert eines Vermö-

genswertes mit dessen erzielbarem Betrag, der dem höheren 

Betrag aus dem Nutzungswert des Vermögenswertes und dem 

Fair Value abzüglich Veräußerungskosten entspricht, verglichen. 

Überschreitet der Buchwert den korrespondierenden erzie baren 

Betrag, so wird eine Wertminderung in Höhe des Unterschiedsbe-

trags zwischen Buchwert und erzielbarem Betrag im Posten 

Abschreibungen erfasst. 

Sofern die Gründe für eine zuvor erfasste Wertminderung entfallen 

sind, werden immaterielle Vermögenswerte  mit Ausnahme des 

Goodwill  sowie Sachanlagen erfolgswirksam zugeschrieben. Der 

im Rahmen einer Wertaufholung zu erhöhende Buchwert eines 

Vermögenswertes mit bestimmbarer Nutzungsdauer darf den 

Buchwert, der sich durch planmäßige Abschreibung ohne die 

Berücksichtigung von zuvor erfassten Wertminderungen in der 

Periode ergeben hätte, nicht übersteigen. 

Sofern kein erzielbarer Betrag für einen einzelnen immateriellen 

Vermögenswert oder einer Sachanlage ermittelt werden kann, wird 

der erzielbare Betrag für die kleinste identifizierbare Gruppe von 

Vermögenswerten (Cash Generating Unit) bestimmt, der dieser 

Vermögenswert zugeordnet werden kann. 

Die Werthaltigkeitsprüfung des Goodwill erfolgt, indem der erziel-

bare Betrag der Cash Generating Unit mit ihrem Buchwert ein-

schließlich Goodwill verglichen wird. Der erzie bare Betrag ist der 

höhere der beiden Werte aus Fair Value abzüglich Veräußerungs-

kosten der Cash Generating Unit und deren Nutzungswert. Die 

-abzüglich-

Veräußerungskosten- -

Cashflow-Berechnungen und wird, sofern verfügbar, mittels geeig-

neter Multiplikatoren plaus bilisiert. Zudem werden  sofern 

vorhanden Markttransaktionen oder Bewertungen Dritter für 

ähnliche Vermögenswerte berücksichtigt. Bei Bedarf wird zudem 

eine Berechnung des Nutzungswerts durchgeführt. In Abgrenzung 

zur Ermittlung des Fair Values erfolgt die Berechnung des 

Nutzungswerts aus der Sichtweise des Managements. In Einklang 

mit IAS 36 wird außerdem sichergestellt, dass insbesondere Rest-

rukturierungsaufwendungen sowie Erst- und Erweiterungsinvestiti-

onen (sofern diese noch nicht begonnen wurden) nicht in die 

Bewertung einbezogen werden. 

Falls der Buchwert den erzielbaren Betrag übersteigt, so ist auf 

den Goodwill eine Wertminderung in Höhe des Differenzbetrags zu 

erfassen. 

Übersteigt der identifizierte Abwertungsbedarf den Goodwill, sind 

die übrigen Vermögenswerte der Einheit im Verhältnis ihrer Buch-

werte abzuschreiben. Eine Abstockung einzelner Vermögenswerte 

darf lediglich dann vorgenommen werden, wenn hierdurch der 

jeweilige Buchwert den höheren der folgenden Werte nicht unter-

schreiten würde: 

 den Fair Value abzüglich Veräußerungskosten, 

 den Nutzungswert oder 

 den Wert null. 

Der Betrag des Wertminderungsaufwands, der in diesem Fall dem 

Vermögenswert darüber hinaus zugeordnet worden wäre, ist 

anteilig auf die anderen Vermögenswerte der Einheit zu verteilen. 

Im Posten Abschreibungen erfasste Wertminderungen, die auf den 

Goodwill vorgenommen werden, dürfen in späteren Perioden nicht 

rückgängig gemacht werden. 

Die jährliche Werthaltigkeitsprüfung des Goodwill auf Ebene der 

Cash Generating Unit erfolgt bei VGT planmäßig jeweils im vierten 

Quartal eines Geschäftsjahres. Zur detaillierteren Darstellung der 

Werthaltigkeitsprüfung wird auf den Abschnitt 4.2 verwiesen. 

 

2.11 Finanzinstrumente 

Ein Finanzinstrument ist ein Vertrag, der gleichzeitig bei einem 

Unternehmen zur Entstehung eines finanziellen Vermögenswertes 

und bei einem anderen Unternehmen zur Entstehung einer finan-

ziellen Verbindlichkeit oder eines Eigenkapitalinstruments führt. 

Finanzielle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten werden nur 

angesetzt, wenn der Konzern Vertragspartei des Finanzinstru-

ments wird. Finanzielle Vermögenswerte werden ausgebucht, 

wenn die Rechte auf Zahlungen aus den finanziellen Vermögens-

werten erloschen sind oder übertragen wurden und der Konzern 

im Wesentlichen alle Risiken und Chancen, die mit dem Eigentum 

verbunden sind, übertragen hat. Eine finanzielle Verbindlichkeit ist 

auszubuchen, wenn die im Vertrag vereinbarten Verpflichtungen 

erfüllt sind, die finanzielle Schuld somit getilgt, ausgelaufen oder 

aufgehoben ist. 

Finanzinstrumente 

Finanzinstrumente werden bei Zugang zum Fair Value am Erfül-

lungstag bilanziert. Dabei sind bei allen Finanzinstrumenten, die in 

der Folge nicht erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert 

bewertet werden, die dem Erwerb direkt zurechenbaren Transakti-

onskosten zu berücksichtigen. Bei den in Folge zum beizulegen-

den Zeitwert bewerteten Finanzinstrumenten werden zugehörige 

Transaktionskosten erfolgswirksam erfasst. Finanzinstrumente 
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werden entsprechend den Bewertungskategorien des IFRS 9 

klassifiziert. 

Hinsichtlich der Klassifizierung von finanziellen Vermögenswerten 

wird zwischen Eigenkapital- und Fremdkapitalinstrumenten sowie 

Derivaten unterschieden. 

Der Konzern designiert Eigenkapitalinstrumente, die nicht zu 

Handelszwecken gehalten werden, grundsätzlich als erfolgsneutral 

zum beizulegenden Zeitwert bewertet. Hierbei werden sämtliche 

Veränderungen des beizulegenden Zeitwertes nach Abzug von 

latenten Steuern erfolgsneutral im Eigenkapital (Other Compre-

hensive Income) erfasst. Im Falle der Veräußerung erfolgt keine 

Umgliederung der im Eigenkapital erfassten kumulierten Gewinne 

und Verluste. Dividenden werden in der Gewinn- und Verlustrech-

nung im Finanzergebnis ausgewiesen. Im abgelaufenen 

Geschäftsjahr hielt der Konzern keine Eigenkapitalinstrumente zu 

Handelszwecken. 

Derivative Finanzinstrumente werden erfolgswirksam zum beizule-

genden Zeitwert bewertet. Demnach werden sämtliche Verände-

rungen des beizulegenden Zeitwertes erfolgswirksam in der 

Gewinn- und Verlustrechnung erfasst. Für derivative Finanzin-

strumente, die Bestandteil einer Sicherungsbeziehung sind 

(Hedge-Accounting), gelten gesonderte Vorschriften. Hierzu ver-

weisen wir auf den Abschnitt Sicherungsbeziehungen. 

Die Klassifizierung von Schuldinstrumenten beruht zum einen auf 

dem Geschäftsmodell für die Verwaltung der finanziellen Vermö-

genswerte (Geschäftsmodel bedingung) und zum anderen auf den 

Charakteristika der Zahlungsströme, die mit den finanziellen 

Vermögenswerten einhergehen (Zahlungsstrombedingung). 

Es wird zwischen den folgenden Geschäftsmodellen unterschie-

den: 

 gehalten zur Vereinnahmung der vertraglichen 

Zahlungsströme; 

 sowohl zur Vereinnahmung der vertraglichen Zahlungs-

ströme als auch zur Veräußerung gehalten; und 

 gehalten zu Handelszwecken. 

Die Zahlungsstrombedingung sieht vor, dass die Zahlungsströme 

ausschließlich aus der Rückzahlung von Kapital und Zinsen be-

stehen dürfen. 

Schuldinstrumente werden zu fortgeführten Anschaffungskosten 

(AmC) bewertet, wenn das Ziel des Geschäftsmodells im Halten 

der Vermögenswerte zur Vereinnahmung der vertraglichen Zah-

lungsströme liegt und die Zahlungsstrombedingung erfüllt wird. 

Schuldinstrumente werden erfolgsneutral zum beizulegenden 

Zeitwert (FVtOCI) bewertet, wenn diese zwar die Zahlungsstrom-

bedingung erfüllen, jedoch sowohl zur Vereinnahmung der vertrag-

lichen Zahlungsströme als auch zur Veräußerung gehalten wer-

den. 

Alle anderen Schuldinstrumente, die nicht den Kategorien zu 

fortgeführten Anschaffungskosten oder FVtOCI zugeordnet wer-

den, sind erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert (FVtPL) zu 

bewerten. 

Das Management bestimmt die Kategorisierung der finanziellen 

Vermögenswerte beim erstmaligen Ansatz. 

Originäre finanzielle Verbindlichkeiten (einschließlich der Verbind-

lichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie aus Anleihen) im 

Anwendungsbereich des IFRS 9 werden zu fortgeführten Anschaf-

fungskosten (Amortised Cost) unter Anwendung der Effektivzins-

methode bewertet. Die Erstbewertung erfolgt zum Fair Value unter 

Einbeziehung von Transaktionskosten. In der Folgebewertung wird 

der Restbuchwert um die bis zur Fälligkeit verbleibenden Agio-

Zuschreibungen und Disagio-Abschreibungen angepasst. Das 

Agio beziehungsweise Disagio wird über die Laufzeit im Finanzer-

gebnis erfasst. 

Derivative finanzielle Verbindlichkeiten, die nicht Bestandteil einer 

Sicherungsbeziehung sind, und Handelsbestände werden erfolgs-

wirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet. 

Wertminderung für erwartete Kreditverluste  

Der Konzern bildet für finanzielle Vermögenswerte der Kategorie 

posten (Contract Assets i. S. d. IFRS 15) Wertminderungen in 

Höhe der erwarteten Verluste. Die Höhe der Verlusterfassung 

sowie die Zinsvereinnahmung bestimmen sich dabei anhand der 

Zuordnung des Instruments in 3 Stufen. 

In Stufe 1 sind grundsätzlich alle Vermögenswerte bei Zugang 

einzuordnen. Für sie ist der Barwert der erwarteten Zahlungsaus-

fälle, die aus möglichen Ausfallereignissen innerhalb der nächsten 

zwölf Monate nach dem Abschlussstichtag resultieren, aufwands-

wirksam zu erfassen. Die Zinserfassung erfolgt auf Basis des 

Bruttobuchwertes, d. h. vor Erfassung der Risikovorsorge. 

Die Bewertung des Kreditrisikos zum Zeitpunkt der Ersterfassung 

berücksichtigt die Ausfallwahrscheinlichkeit sowie die Ausfallquote 

der jeweiligen Vermögenswerte. Die Beurteilung der Ausfallwahr-

scheinlichkeit erfolgt anhand externer Bonitätsprüfungen. Mak-

roökonische und zukunftsorientierte Daten werden im Rating 

berücksichtigt. 

In Stufe 2 sind alle Vermögenswerte enthalten, die am Abschluss-

stichtag im Vergleich zum Zugangszeitpunkt eine signifikante 

Erhöhung des Ausfallrisikos aufweisen. Die Risikovorsorge bildet 

den Barwert aller erwarteten Verluste über die Restlaufzeit des 

Vermögenswertes ab. Die Zinserfassung erfolgt analog zu Stufe 1. 

Zur Beurteilung, ob sich das Kreditrisiko eines Vermögenswertes 

seit dem erstmaligen Ansatz signifikant erhöht hat, vergleicht der 

Konzern das Risiko eines erwarteten Ausfalls zum Bilanzstichtag 

mit dem Risiko im Zeitpunkt der Ersterfassung. Hierzu werden 

insbesondere folgende Informationen verwendet: 

 eine tatsächliche oder voraussichtliche signif kante 

Änderung des externen Bonitätsratings eines Finanzin-

strumentes, 
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 signifikante Erhöhungen des Ausfallrisikos bei anderen 

Finanzinstrumenten desselben Kreditnehmers und 

 Informationen zur Überfälligkeit. 

Erfahrungsgemäß nimmt der Konzern keine signifikante Erhöhung 

des Kreditrisikos an, wenn die vertraglichen Zahlungen mehr als 

30 Tage überfällig sind. 

Der Konzern wendet zur Bemessung der Wertberichtigung für 

erwartete Kreditverluste auf Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen sowie Contract Assets das vereinfachte Modell an. 

Nach dem vereinfachten Modell werden alle Vermögenswerte 

unabhängig der Kreditqualität pauschal der Stufe 2 zugeordnet. 

Die Zuordnung zur Stufe 1 ist für diese Vermögenswerte unter-

sagt. 

In Stufe 3 werden Vermögenswerte zugeordnet, wenn neben einer 

signifikanten Erhöhung des Ausfallris kos am Bilanzstichtag zu-

sätzlich ein objektiver Hinweis auf Wertminderung vorliegt. Hierbei 

wird die Ris kovorsorge ebenfalls auf Basis des Barwerts der 

erwarteten Verluste über die Restlaufzeit bemessen. Die Zinser-

fassung wird jedoch in den folgenden Perioden dahingehend 

angepasst, dass der Zinsertrag auf Basis des Nettobuchwertes 

berechnet wird, d. h. nach Abzug der Risikovorsorge. 

Der Konzern schreibt finanzielle Vermögenswerte ganz oder teil-

mit nachteiligen Auswirkungen auf die erwarteten zukünftigen 

Zahlungsströme eingetreten sind und somit die Bonitäten dieser 

finanziellen Vermögenswerte eingeschränkt sind. Objektive Hin-

weise auf eine eingeschränkte Bonität könnten u. a. durch Hinwei-

se auf finanzielle Schwierigkeiten eines Kunden oder einer Gruppe 

von Kunden, durch den Ausfall oder Verzug von Zins- oder Til-

gungszahlungen oder durch eine erhöhte Insolvenzwahrschein-

lichkeit begründet sein. 

Die Höhe des Wertminderungsverlusts wird aus der Differenz 

zwischen dem Buchwert des Vermögenswerts und dem Barwert 

der erwarteten künftigen Cashflows (mit Ausnahme künftiger, noch 

nicht erfolgter Kreditausfälle) - abgezinst mit dem ursprünglichen 

Effektivzinssatz des finanziellen Vermögenswerts  ermittelt. Der 

Verlustbetrag wird ergebniswirksam erfasst. Ist ein Finanzinstru-

ment variabel verzinslich, entspricht der zur Ermittlung des Wert-

minderungsaufwandes verwendete Abzinsungssatz dem nach 

Maßgabe des Vertrags festgesetzten aktuellen Effektivzinssatz. 

Wenn sich der Betrag der Wertminderung in einer Folgeperiode 

reduziert und diese Reduzierung aus Umständen resultiert, die 

nach der erstmaligen Erfassung der Wertminderung eingetreten 

sind (bspw. aufgrund eines besseren Ratings), wird die Wertaufho-

lung ergebniswirksam abgebildet. 

Bei Schuldinstrumenten der Kategorie zu fortgeführten Anschaf-

fungskosten sowie bei Contract Assets wird die Risikovorsorge 

aktivisch vom zugehörigen finanziellen Vermögenswert abgesetzt. 

In 2020 lagen im VGT-Konzern  ausgenommen bei einzelwertbe-

richtigten Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  keine 

objektiven Hinweise auf Wertminderung im Rahmen von finanziel-

len Vermögenswerten vor. 

Sicherungsbeziehungen 

Im Wesentlichen werden Fremdwährungsgeschäfte sowie 

Zinsswaps im Zinsbereich eingesetzt. Diese werden sowohl bei 

erstmaliger Bilanzierung als auch in Folgeperioden zum Fair Value 

bewertet. 

Die Anforderungen gemäß IFRS 9 an das Hedge Accounting 

umfassen insbesondere die Dokumentation der Sicherungsbezie-

hung zwischen Grund- und Sicherungsgeschäft, die Sicherungs-

strategie sowie die regelmäßige prospektive Effektivitätsmessung. 

Die prospektive Effektivitätsmessung wird mittels der Critical-Term-

Match-Methode durchgeführt. Das Hedge Accounting wird 

prospektiv als effektiv angesehen, wenn die wesentlichen vertrag-

lichen Bedingungen von Grundgeschäft und Sicherungsinstrument 

übereinstimmen. 

Wird ein derivatives Finanzinstrument nach IFRS 9 als Siche-

rungsgeschäft in einem Cashflow Hedge eingesetzt, wird der 

effektive Teil der Fair Value-Veränderung des Sicherungsinstru-

ments im Eigenkapital als Bestandteil des Other Comprehensive 

Income ausgewiesen. Zusätzlich wird ein Ris koaufschlag berück-

sichtigt. Eine Umbuchung in die Gewinn- und Verlustrechnung wird 

in der Periode vorgenommen, in der die Cashflows des Grundge-

schäfts erfolgswirksam werden. Entfällt das gesicherte 

Grundgeschäft, wird das Sicherungsergebnis sofort erfolgswirk-

sam reklassifiziert. Der ineffektive Anteil der Fair Value-

Veränderung eines Sicherungsgeschäfts, für das ein Cashflow 

Hedge gebildet wurde, wird sofort im erforderlichen Umfang er-

folgswirksam erfasst. 

Im Rahmen von Cashflow Hedges werden Fair Value-Änderungen, 

die erfolgswirksam erfasst werden müssen, in den sonstigen be-

trieblichen Erträgen und Aufwendungen ausgewiesen. Ergebnisse 

aus Zinsderivaten werden je Vertrag saldiert im Zinsergebnis 

ausgewiesen. 

Weitere Informationen zu den Finanzinstrumenten sind in den 

Abschnitten 3 und 4.1 zu finden. 

 

2.12 Vorräte 

Bei den Vorräten werden die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe grund-

sätzlich zu gewichteten durchschnittlichen Anschaffungskosten 

unter Beachtung des Niederstwertprinzips (d. h. zum niedrigeren 

Wert aus Anschaffungs- und Herstellungskosten und Nettoveräu-

ßerungswert) bewertet. Der Nettoveräußerungswert ist der ge-

schätzte, im normalen Geschäftsverlauf erzielbare Verkaufserlös 

abzüglich der notwendigen variablen Vertriebskosten. Für Be-

standsris ken infolge Lagerdauer und geminderter Verwendbarkeit 

werden ausreichende Abwertungen vorgenommen. 

Die unfertigen Leistungen werden zu Herstellungskosten ange-

setzt. Bestandteile der Herstellungskosten sind neben dem Ferti-

gungsmaterial und den Fertigungslöhnen anteilige Material- und 
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Fertigungsgemeinkosten unter Annahme einer Normalauslastung. 

Aufwendungen der allgemeinen Verwaltung werden nicht aktiviert. 

Die Anschaffungs- und Herstellungskosten enthalten keine Fremd-

kapitalkosten. 

Die Gasvorräte im Leitungsnetz werden zu Anschaffungskosten 

bewertet. Die Bewertung erfolgt unter Anwendung der gewichteten 

Durchschnittsmethode. 

 

2.13 Forderungen und sonstige 

Vermögenswerte 

Forderungen und sonstige Vermögenswerte werden anfänglich 

zum Fair Value angesetzt, der im Regelfall dem Nomina betrag 

entspricht. In der Folge werden sie zu fortgeführten Anschaffungs-

kosten unter Verwendung der Effektivzinsmethode bewertet. Für 

erkennbare Einzelrisiken werden Wertberichtigungen vorgenom-

men, die im ausgewiesenen Netto-Buchwert enthalten sind. Ist der 

Ausfall eines bestimmten Anteils des gesamten Forderungsbe-

stands wahrscheinlich, werden Wertberichtigungen in dem Umfang 

vorgenommen, der dem erwarteten Nutzenausfall entspricht. 

 

2.14 Liquide Mittel 

Die liquiden Mittel enthalten Schecks, Kassen- und Bankguthaben 

sowie Geldmarktfonds mit einer ursprünglichen Laufzeit von 

weniger als zwölf Monaten. Die liquiden Mittel mit einer originären 

Laufzeit von weniger als drei Monaten werden den Zahlungs-

mitteln und Zahlungsmitteläquivalenten zugeordnet, soweit sie 

keiner Verfügungsbeschränkung und keinen wesentlichen Wert-

schwankungsris ken unterliegen. Zur weiteren Erläuterung siehe 

Abschnitt 4.8. 

 

2.15 Fremdkapitalkosten 

Fremdkapitalkosten, die im Zusammenhang mit dem Erwerb oder 

der Herstellung sogenannter qualifizierter Vermögenswerte vom 

Zeitpunkt der Anschaffung beziehungsweise ab Beginn der Her-

stellung bis zur Inbetriebnahme entstehen, werden aktiviert und 

anschließend mit dem betreffenden Vermögenswert abgeschrie-

ben. Qualifizierte Vermögenswerte sind Vermögenswerte, für die 

ein Zeitraum von mehr als zwölf Monaten erforderlich ist, um sie in 

ihren beabsichtigten gebrauchs- oder verkaufsfähigen Zustand zu 

versetzen. Bei einer spezifischen Fremdfinanzierung werden die 

jeweiligen Fremdkapitalkosten, die in der Periode für diese Finan-

zierung entstanden sind, berücksichtigt. Bei nicht spezifischer 

Finanzierung wurde ein konzerneinheitlicher Fremdfinanzierungs-

zinssatz in Höhe von 1,8 Prozent (Vorjahr: 2,1 Prozent) zugrunde 

gelegt. Andere Fremdkapitalkosten werden aufwandswirksam 

gebucht. 

 

2.16 Ertragsteuern 

Der Steueraufwand der Periode setzt sich aus laufenden und 

latenten Steuern zusammen. Steuern werden in der Gewinn- und 

Verlustrechnung erfasst, es sei denn, sie beziehen sich auf Pos-

ten, die unmittelbar im Eigenkapital oder im Other Comprehensive 

Income erfasst wurden. In diesem Fall werden die Steuern eben-

falls im Eigenkapital oder im Other Comprehensive Income erfasst. 

Der laufende Steueraufwand wird unter Anwendung der am 

Bilanzstichtag geltenden (oder in Kürze geltenden) Steuervor-

schriften der Länder, in denen die Gesellschaft und ihre Tochter-

gesellschaften tätig sind und zu versteuerndes Einkommen erwirt-

schaften, berechnet. Das Management überprüft regelmäßig 

Steuerdeklarationen, vor allem in Bezug auf auslegungsfähige 

Sachverhalte, und bildet, wenn angemessen, Rückstellungen 

basierend auf den Beträgen, die an die Finanzverwaltung 

erwartungsgemäß abzuführen sind. 

Nach IAS poräre 

Differenzen zwischen den Buchwerten der Vermögenswerte und 

Schulden in der Bilanz und ihren Steuerwerten zu bilden (Verbind-

lichkeits-Methode). Aktive und passive latente Steuern werden für 

temporäre Differenzen gebildet, die zu steuerpflichtigen oder 

abzugsfähigen Beträgen bei der Ermittlung des zu versteuernden 

Einkommens künftiger Perioden führen, es sei denn, die abwei-

chenden Wertansätze resultieren aus dem erstmaligen Ansatz 

eines Vermögenswertes oder einer Schuld zu einem Geschäfts-

vorfall, der kein Unternehmenszusammenschluss ist und zum 

Zeitpunkt des Geschäftsvorfalls weder das Ergebnis vor Steuern 

noch das zu versteuernde Einkommen beeinflusst hat (sogenannte 

Initial Differences). Ebenso werden keine latenten Steuerschulden 

erfasst, wenn diese aus dem erstmaligen Ansatz eines Goodwill 

resultieren. IAS 12 verlangt außerdem die Bildung aktiver latenter 

Steuern auf noch nicht genutzte Verlustvorträge und Steuergut-

schriften. Aktive latente Steuern werden in dem Maße bilanziert, 

wie es wahrscheinlich ist, dass ein zu versteuerndes Ergebnis 

verfügbar sein wird, gegen das die temporären Differenzen und 

noch nicht genutzten Verlustvorträge sowie ungenutzten Steuer-

gutschriften verwendet werden können. Die Unternehmenseinhei-

ten werden individuell daraufhin beurteilt, ob es wahrscheinlich ist, 

dass in künftigen Jahren ein positives steuerliches Ergebnis ent-

steht. Eine etwa bestehende Verlusthistorie wird bei dieser Analy-

se einbezogen. Für den Teil der aktiven latenten Steuern, für den 

diese Annahmen nicht zutreffen, wird der Wert der latenten 

Steuern vermindert. 

Passive latente Steuern, die durch temporäre Differenzen im 

Zusammenhang mit Beteiligungen an Tochterunternehmen und 

assoziierten Unternehmen entstehen, werden angesetzt, es sei 

denn, dass der Zeitpunkt der Umkehrung der temporären 

Differenzen im Konzern bestimmt werden kann und es wahr-

scheinlich ist, dass sich die temporären Differenzen in absehbarer 

Zeit aufgrund dieses Einflusses nicht umkehren werden. 
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Zur Ermittlung der latenten Steuern sind die Steuersätze anzu-

wenden, die zu dem Zeitpunkt gelten, in dem sich die vorüberge-

henden Differenzen wahrscheinlich wieder ausgleichen werden. 

Die Auswirkungen von gültigen bzw. verabschiedeten Steuersatz- 

oder Steuergesetzänderungen auf die aktiven und passiven laten-

ten Steuern werden im Regelfall ergebniswirksam berücksichtigt. 

Eine Änderung über das Eigenkapital erfolgt bei latenten Steuern, 

die vormals erfolgsneutral gebildet wurden. Die Änderung erfolgt in 

der Periode, in der das materielle Gesetzgebungsverfahren abge-

schlossen ist. 

Die latenten Steuern für inländische Unternehmen sind unverän-

dert zum Vorjahr mit einem Gesamtsteuersatz in Höhe von 

31,0 Prozent ermittelt. Dabei werden neben der Körperschaftsteu-

er in Höhe von 15,0 Prozent der Solidaritätszuschlag in Höhe von 

5,5 Prozent auf die Körperschaftsteuer und der durchschnittliche 

Gewerbesteuersatz in Höhe von 15,0 Prozent im Konzern berück-

sichtigt. 

Latente Steuerforderungen und -verbindlichkeiten werden saldiert, 

wenn ein einklagbarer entsprechender Rechtsanspruch auf Auf-

rechnung besteht und wenn die latenten Steuerforderungen und -

verbindlichkeiten sich auf Ertragsteuern beziehen, die von der 

gleichen Steuerbehörde erhoben werden für entweder dasselbe 

Steuersubjekt oder unterschiedliche Steuersubjekte, die beabsich-

tigen, den Ausgleich auf Nettobasis herbeizuführen. 

 

2.17 Leistungen an Arbeitnehmer 

(a) Pensionsverpfl ichtungen 

Im Konzern existieren unterschiedliche Pensionspläne. Die Pläne 

werden in der Regel durch Zahlungen an Versicherungsgesell-

schaften oder Treuhandfonds finanziert, deren Höhe auf fortlau-

fend eingeholten versicherungsmathematischen Berechnungen 

basiert. 

Der Konzern hat sowohl leistungsorientierte als auch beitragsori-

entierte Pensionspläne. Ein beitragsorientierter Plan ist ein Pensi-

onsplan, unter dem der Konzern fixe Beiträge an eine nicht zum 

Konzern gehörende Gesellschaft (Fonds) entrichtet. Der Konzern 

hat keine rechtliche oder faktische Verpflichtung, zusätzliche 

Beiträge zu leisten, wenn der Fonds nicht genügend Vermögens-

werte hält, um die Pensionsansprüche aller Beschäftigten aus den 

laufenden und vorherigen Geschäftsjahren zu begleichen. Ein 

leistungsorientierter Plan ist ein Plan, der kein beitragsorientierter 

Plan ist. 

Typischerweise schre ben leistungsorientierte Pläne einen Betrag 

an Pensionsleistungen fest, den die Beschäftigten bei Rentenein-

tritt erhalten werden und der in der Regel von einem oder mehre-

ren Faktoren (wie Alter, Dienstzeit und Gehalt) abhängig ist. 

Zur Insolvenzsicherung und Finanzierung der Ansprüche der 

Mitarbeiter aus Altersversorgungszusagen und vergleichbaren 

Verpflichtungen hat der Konzern als Treugeber mit dem Helaba 

Pension Trust e. V. (Helaba), Frankfurt am Main (Treuhänder), 

ein doppelseitiges CTA Treuhandverhältnis unter dem 

14./21. Dezember 2011 begründet und hat als Treugeber Vermö-

gen sicherheitshalber auf den Treuhänder übertragen. 

Der Treuhänder hält und verwaltet das Treuhandvermögen für den 

Treugeber treuhänderisch und in vom Treuhandvermögen anderer 

Treugeber und dem Eigenvermögen des Treuhänders selbst 

getrennten Abrechnungsverbänden. 

Das Treuhandvermögen erfüllt die Voraussetzungen, um als Plan-

vermögen klassifiziert zu werden. 

Die in der Bilanz angesetzte Rückstellung für leistungsorientierte 

Pläne entspricht gemäß IAS 19 

Barwert der leistungsorientierten Verpflichtung (defined benefit 

obligation, DBO) am Bilanzstichtag abzüglich des beizulegenden 

Zeitwerts des Planvermögens. Die DBO wird jährlich von einem 

unabhängigen versicherungsmathematischen Sachverständigen 

unter Anwendung der Methode der laufenden Einmalprämien 

(Projected Unit Credit Method) berechnet. Hierbei werden nicht nur 

die am Stichtag bekannten Rentenverpflichtungen und erworbenen 

Anwartschaften, sondern auch wirtschaftliche Trendannahmen 

berücksichtigt, die nach realistischen Erwartungen gewählt wer-

den. Der Bewertung liegen die Richttafeln 2018 G von 

Prof. Dr. Klaus Heubeck als biometrische Rechnungsgrundlagen 

zugrunde. 

Der Barwert der DBO wird berechnet, indem die erwarteten zu-

künftigen Mittelabflüsse mit dem Zinssatz von Industrieanleihen 

höchster Bonität abgezinst werden. Die Industrieanleihen lauten 

auf die Währung der Auszahlungsbeträge und weisen den Pensi-

onsverpflichtungen entsprechende Laufzeiten auf. 

Der erwartete Planertrag des Planvermögens wird auf Basis des 

bei der Bewertung der Pensionsverpflichtungen verwendeten 

Rechnungszinssatzes ermittelt. 

Die Neubewertungskomponente, die auf erfahrungsbedingten 

Anpassungen und Änderungen versicherungsmathematischer 

Annahmen basiert, wird in der Periode ihres Entstehens im sonsti-

gen Ergebnis im Konzerneigenkapital erfasst und anschließend 

unter den Gewinnrücklagen ausgewiesen. 

Der Dienstzeitaufwand, der die im Geschäftsjahr gemäß Leis-

tungsplan hinzuerworbenen Ansprüche der aktiven Arbeitnehmer 

repräsentiert, wird im Personalaufwand ausgewiesen; der Netto-

zinsaufwand bzw. -ertrag auf die Nettopensionsverpflichtung wird 

im Finanzergebnis erfasst. 

Nachzuverrechnender Dienstzeitaufwand wird sofort erfolgswirk-

sam erfasst. 

Bei beitragsorientierten Plänen leistet der Konzern aufgrund einer 

gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtung oder freiwillig Beiträ-

ge an öffentliche oder private Pensionsversicherungspläne. Der 

Konzern hat über die Zahlung der Beiträge hinaus keine weiteren 

Zahlungsverpflichtungen. Die Beiträge werden bei Fälligkeit im 

Personalaufwand erfasst. 
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(b) Sonstige Leistungen nach Beendigung des  

Arbeitsverhältnisses 

Der Konzern gewährt einigen seiner Pensionäre nach Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses Gasdeputate. Bei der Bewertung der 

Gasdeputate wird eine Bilanzierungsmethode verwendet, die 

derjenigen für leistungsorientierte Pensionspläne entspricht. 

(c) Leistungen aus Anlass der Beendigung des  

Arbeitsverhältnisses 

Leistungen aus Anlass der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

werden gezahlt, wenn Arbeitnehmer vor dem regulären Rentenein-

tritt von einem Konzernunternehmen entlassen werden oder wenn 

Arbeitnehmer gegen eine Abfindungsleistung freiwillig aus dem 

Arbeitsverhältnis ausscheiden. Der Konzern erfasst Abfindungs-

leistungen, wenn er nachweislich verpflichtet ist, das Arbeitsver-

hältnis von gegenwärtigen Mitarbeitern entsprechend einem detail-

lierten formalen Plan, der nicht rückgängig gemacht werden kann, 

zu beenden, oder wenn er nachweislich Abfindungen bei freiwilli-

ger Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Beschäftigte zu 

leisten hat. Leistungen, die nach mehr als zwölf Monaten nach 

dem Bilanzstichtag fällig werden, werden auf ihren Barwert abge-

zinst. 

(d) Andere langfristig fäll ige Leistungen  

Die Rückstellungen für Jubiläumszuwendungen und Altersteilzeit-

verpflichtungen wurden nach finanzmathematischen Grundsätzen 

unter Berücksichtigung eines angemessenen Rechnungszinssat-

zes, einer angemessenen Gehaltsdynamik und  falls auf die 

jeweilige Verpflichtung anwendbar  einer angemessenen 

Rentendynam k und Fluktuationswahrscheinlichkeit ermittelt. Die 

Bewertung erfolgt auf der Grundlage der Richttafeln 2018 G von 

Prof. Dr. Klaus Heubeck. 

Die Bewertung der Rückstellungen für Langzeitkonten erfolgt unter 

Anwendung des für die Pensionsverpflichtungen maßgeblichen 

Rechnungszinses. 

Das aus der Insolvenzabsicherung der Mitarbeiteransprüche für 

die Rückstellungen für Altersteilzeitverpflichtungen und Langzeit-

arbeitszeitkonten resultierende Planvermögen wird mit den jeweili-

gen Rückstellungen saldiert. 

(e) Kurzfristig fäll ige Leistungen  

Für leistungs- und konzernerfolgsabhängige Tantiemezahlungen 

an Mitarbeiter wird eine auf einer Schätzung basierende Rückstel-

lung gebildet. 

Im Konzernabschluss wird zudem eine Rückstellung in den Fällen 

passiviert, in denen eine vertragliche Verpflichtung besteht oder 

sich aufgrund der Geschäftspraxis der Vergangenheit eine fakti-

sche Verpflichtung ergibt. Hierzu zählen im Wesentlichen Urlaubs- 

und Kurzzeitkontenrückstellungen. Die Bewertung dieser Rückstel-

lungen erfolgt in Höhe der Tagessätze beziehungsweise des 

durchschnittlichen Stundensatzes einschließlich der anfallenden 

Sozialabgaben. 

 

2.18 Rückstellungen 

Nach IAS 

rungen  werden Rückstellungen gebildet, wenn rechtliche oder 

faktische Verpflichtungen gegenüber außenstehenden Dritten 

vorliegen, die aus vergangenen Ereignissen resultieren und deren 

Erfüllung wahrscheinlich zu einem zukünftigen Ressourcenabfluss 

führen wird. Hierbei muss die Höhe der Verpflichtung zuverlässig 

geschätzt werden können. Die Bewertung der Rückstellungen 

erfolgt gemäß IAS 37 mit der bestmöglichen Schätzung des Ver-

pflichtungsumfangs unter Berücksichtigung von Eintrittswahr-

scheinlichkeit und Zeitpunkt der Inanspruchnahme. Der Ansatz der 

Rückstellung erfolgt zum voraussichtlichen Erfüllungsbetrag. Lang-

fristige Verpflichtungen werden - sofern der aus der Diskontierung 

resultierende Zinseffekt (Unterschiedsbetrag zwischen Barwert 

und Rückzahlungsbetrag) wesentlich ist - mit dem Barwert ihres 

voraussichtlichen Erfüllungsbetrages angesetzt, wobei auch zu-

künftige Kostensteigerungen, die am Bilanzstichtag absehbar und 

wahrscheinlich sind, in die Bewertung einbezogen werden. Lang-

fristige Verpflichtungen werden mit dem zum jeweiligen Bilanz-

stichtag gültigen Marktzinssatz diskontiert. Die Aufzinsungsbeträge

sowie die Zinsänderungseffekte werden innerhalb des Finanzer-

gebnisses ausgewiesen. Eine mit der Rückstellung zusammen-

hängende Erstattung wird, sofern ihre Vereinnahmung so gut wie 

sicher ist, als separater Vermögenswert aktiviert. Ein saldierter 

Ausweis innerhalb der Rückstellungen ist nicht zulässig. Geleistete 

Anzahlungen werden von den Rückstellungen abgesetzt. 

Schätzungsänderungen ergeben sich insbesondere bei Abwei-

chungen von der ursprünglich geschätzten Kostenentwicklung, bei 

Änderungen bezüglich des Zahlungszeitpunkts oder des Verpflich-

tungsumfangs sowie regelmäßig aus der Anpassung des Diskon-

tierungszinssatzes an das aktuelle Marktzinsniveau. 

Sofern erforderlich werden Rückstellungen für Restrukturierungs-

maßnahmen mit dem Barwert der zukünftigen Mittelabflüsse an-

gesetzt. Die Rückstellungsbildung erfolgt zu dem Zeitpunkt, zu 

dem ein detaillierter Restrukturierungsplan, der vom Management 

beschlossen und öffentlich angekündigt wurde beziehungsweise 

den Mitarbeitern oder deren Vertretern kommuniziert wurde, vor-

liegt. Für die Bemessung der Rückstellungshöhe werden nur die 

den Restrukturierungsmaßnahmen direkt zuordenbaren Aufwen-

dungen herangezogen. Nicht berücksichtigt werden Aufwendun-

gen, die mit dem zukünftigen operativen Geschäft in Verbindung 

stehen. 

 

2.19 Erlöse aus Verträgen mit Kunden 

Erlöse aus dem Transportgeschäft  

Das operative Geschäft des Konzerns besteht größtenteils aus der 

regulierten Transporttätigkeit des Fernleitungsnetzbetriebs Gas. 

Die Realisierung der Erlöse aus den Transportverträgen mit Kun-

den erfolgt generell zum Zeitpunkt der Erfüllung der Leistungsver-

pflichtung an den Kunden. Die Erfüllung der Leistungsverpflichtung 
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gilt als abgeschlossen, wenn der Gastransport durchgeführt wurde 

und der Kunde damit die Verfügungsgewalt über das Gas erlangt. 

Mit erfüllter Leistungsverpflichtung wird der ihr zugeordnete Trans-

aktionspreis als Erlöse erfasst. 

Erlöse aus dem sonstigen Dienstleistungsgeschäft  

Neben dem Transportgeschäft erwirtschaftet der Konzern zudem 

Erlöse aus Dienstleistungen im unregulierten gaswirtschaftlichen 

Umfeld. Diese Dienstleistungen umfassen technische und kauf-

männische Tätigkeiten. 

Im Konzern existieren langfristige zeitraumbezogene Servicever-

träge, bei denen der Kunde einen Nutzen aus den einzelnen Leis-

tungsschritten im Zeitpunkt der Leistung erhält. Im Wesentlichen 

sind diese Serviceverträge verhandelt zu Festpreisen. Die Erlöse 

werden entsprechend der Leistungserbringung realisiert und die 

Abrechnung erfolgt nach dem vertraglich festgelegten Zahlungs-

plan. 

Im Konzern werden neben den Serviceleistungen auch langfristige 

gaswirtschaftliche Bauprojekte für den Kunden durchgeführt. Diese 

Verträge bestehen sowohl aus Festpreis- als auch aus Cost-plus-

Fee-Vereinbarungen. Aufgrund der fehlenden alternativen Nutzung 

im Konzern sowie dem vertraglich durchsetzbaren Recht auf Zah-

lung bei Erfüllung werden diese Bauprojekte zeitraumbezogen 

bewertet. Die jeweiligen Verträge beinhalten keine eigenständig 

abgrenzbaren Leistungsverpflichtungen, sodass eine Leistungs-

verpflichtung je Vertrag identifiziert werden kann. Eine Allokation 

des Transaktionspreises entfällt somit. Die Erlöserfassung dieser 

gaswirtschaftlichen Projekte ergibt sich aus dem Leistungsfort-

schritt. Dieser wird nach der inputorientierten Cost-to-Cost-

Methode ermittelt und entspricht dem Prozentsatz der bis zum 

Bilanzstichtag angefallenen Auftragskosten im Vergleich zu den 

erwarteten Gesamtkosten eines Auftrags. Die Anwendung der 

Cost-to-Cost-Methode stellt für die Erfüllung der zeitraumbezoge-

nen Leistungsverpflichtung das getreueste Bild der Erlösrealisie-

rung dar, da die Kosten und somit der Fertigstellungsgrad verläss-

lich bestimmt werden können. 

Erlöserfassung/Bilanzierung 

Erlöse aus Verträgen mit Kunden werden ohne Umsatzsteuer und 

abzüglich gewährter Rabatte, Preisnachlässe sowie Retouren 

nach Eliminierung konzerninterner Transaktionen ausgewiesen. 

Verträge mit Kunden werden in der Bilanz unter den sonstigen 

Forderungen bzw. Verbindlichkeiten als Contract Assets bzw. 

Contract Liabilities sowie in den Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen ausgewiesen. Im Posten Contract Assets wird das 

Recht auf Gegenleistung aus einem Vertrag mit einem Kunden für 

bereits an den Kunden übertragene Güter und Dienstleistungen 

saldiert mit bereits erhaltenen Anzahlungen  bzw. dem unbeding-

ten Recht auf diese  abgebildet. Übersteigen die erhaltenen 

Anzahlungen  bzw. das unbedingte Recht auf diese  das Recht 

auf Gegenleistung für bereits an den Kunden übertragene Güter 

und Dienstleistungen, so wird der daraus resultierende Saldo im 

Posten Contract Liabilities erfasst. Die Bilanzierung einer Forde-

rung erfolgt, wenn der Anspruch auf Gegenleistung lediglich vom 

reinen Zeitablauf abhängt. Wertminderungen von Contract Assets 

und Forderungen werden gemäß IFRS 9 bewertet und bilanziert. 

Drohende Verluste aus belastenden Verträgen werden mangels 

konkreter Vorgaben des IFRS 15 nicht mit dem bilanzierten Ver-

mögenswert saldiert, sondern gemäß IAS 37.5(g) behandelt. Dies 

führt zum Ausweis einer Drohverlustrückstellung in Höhe der 

unvermeidbaren Kosten. 

Im Konzern werden bei Verträgen mit einer wesentlichen Finanzie-

rungskomponente die zugesagten Beträge der Gegenleistung um 

den Zinseffekt angepasst. Sofern die Zeitspanne zwischen der 

Übertragung des Guts oder der Dienstleistung auf den Kunden 

und der Bezahlung durch den Kunden kleiner ein Jahr ist, wird 

keine Finanzierungskomponente gemäß IFRS 15.63 erfasst. Der-

zeit bestehen im Konzern keine Verträge mit einer wesentlichen 

Finanzierungskomponente. 

Generell werden die Forderungen aus Verträgen mit Kunden 

vertragsgemäß abgerechnet mit einer Zahlungsfrist von bis zu 

30 Tagen. 

Im Konzern bestehen neben der gesetzlich bindenden Gewährleis-

tung keine Rücknahme-, Erstattungs- und Garantieverpflichtungen. 

Gemäß IFRS 15.B31(a) stellen gesetzliche Vorschriften keine 

separate Leistungsverpflichtung dar. 

Aktivierte Kosten zur Erfüllung oder Erlangung eines Vertrags 

wurden nicht angesetzt. Für die Vertragsanbahnung sind keine 

zusätzlichen Kosten entstanden, die einer Leistungsverpflichtung 

direkt zuzuordnen sind. Angefallene Kosten, die auch ohne Ver-

tragsabschluss entstanden wären, werden im Aufwand erfasst. 

 

2.20 Leasingverhältnisse 

Leasingverhältnisse werden bilanziert, wenn ein Vertrag vorliegt, 

der die Übertragung des Rechts zur Nutzung an einem identifizier-

baren Vermögenswert im Austausch für eine Gegenleistung für 

einen bestimmten Zeitraum regelt. 

Leasingnehmer 

Gemäß den Regelungen des IFRS 16 bilanziert der Konzern 

Leasingverhältnisse als Leasingnehmer nach dem Right-of-Use-

Ansatz. Mit Beginn des Leasingverhältnisses wird dieses grund-

sätzlich in der Bilanz als Vermögenswert für das Nutzungsrecht 

und als Verbindlichkeit für die eingegangene Zahlungsverpflich-

tung zum Barwert angesetzt. Die Bewertung der Leasingverbind-

lichkeit erfolgt zum Barwert der verbleibenden Leasingzahlungen, 

abgezinst unter Anwendung des Grenzfremdkapitalzinssatzes. Zur 

Ermittlung des Grenzfremdkapitalzinssatzes wurden Referenz-

zinssätze für einen Zeitraum von bis zu 15 Jahren aus ind kativen 

Finanzierungszinssätzen und Marktsätzen für Unternehmensanlei-

hen der VGT abgeleitet. Die Leasingzahlungen werden nach der 

Effektivzinsmethode in einen Tilgungs- und in einen Zinsanteil 

aufgeteilt. Das aktivierte Nutzungsrecht wird zu fortgeführten 
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Anschaffungskosten bewertet. Die Abschreibung der Nutzungs-

rechte wird linear über den Zeitraum des Leasingverhältnisses 

vorgenommen. 

Der Konzern wendet IFRS 16 nicht auf immaterielle Vermögens-

werte an. Ebenso werden kurzfristige Leasingverhältnisse und 

geringwertige Leasingobjekte nicht nach dem Right-of-Use-Ansatz 

bilanziert. Stattdessen werden diese über die Laufzeit des Lea-

singverhältnisses als Aufwand in der Gewinn- und Verlustrech-

nung erfasst. Zu den geringwertigen Leasingobjekten zählen im 

Konzern alle Leasingobjekte, deren Neuwert 5.000 EUR nicht 

übersteigt. Alle Leasingverträge, die innerhalb einer Restlaufzeit 

von 12 Monaten auslaufen, werden im Konzern als kurzfristige 

Leasingverträge klassifiziert. 

Grundsätzlich werden bei Verträgen, die eine Leasingkomponente 

und eine oder mehrere zusätzliche Leasing- oder Nichtleasing-

komponenten beinhalten, das vertraglich vereinbarte Entgelt auf 

Basis des relativen Einzelveräußerungspreises der Leasingkom-

ponente und des aggregierten Einzelveräußerungspreises der 

Nichtleasingkomponenten auf die einzelnen Leasingkomponenten 

aufgeteilt. Sofern eine Trennung von Nichtleasing- und Leasing-

komponenten nicht möglich ist, werden diese Komponenten als 

eine einzige Leasingkomponente bilanziert. Variable Leasingzah-

lungen, die bei der Bewertung der Leasingverbindlichkeit nicht 

berücksichtigt wurden, bestehen im Konzern nicht. 

Die Laufzeit der angesetzten Leasingverhältnisse entspricht der 

unkündbaren Grundlaufzeit eines Leasingverhältnisses sowie dem 

Zeitraum mit einer hinreichend sicheren Ausübung einer Verlänge-

rungs- oder einer hinreichend sicheren Nicht-Ausübung einer 

Kündigungsoption. Dementsprechend werden im Konzern bei 

Leasingverträgen mit einer befristeten Laufzeit die Verlängerungs- 

und Kündigungsoptionen in den Leasingverbindlichkeiten 

berücksichtigt. Die Bewertung von Leasingverträgen mit einer 

unbefristeten Laufzeit erfolgt auf Basis der fünfjährigen Mittelfrist-

planung des Konzerns. Bei der Bestimmung der Laufzeit von 

Verträgen mit Verlängerungs- oder Kündigungsoptionen werden 

aktuelle Erkenntnisse berücksichtigt. 

Leasinggeber 

Leasingverhältnisse, bei denen ein wesentlicher Anteil der Risiken 

und Chancen, die mit dem Eigentum am Leasingobjekt verbunden 

sind, beim Leasinggeber verbleibt, werden als Operating-

Leasingverhältnisse klassifiziert. Bei einem Operating Lease weist 

der Konzern das Leasingobjekt als Vermögenswert zu fortgeführ-

ten Anschaffungskosten in den Sachanlagen aus. Die im 

Geschäftsjahr vereinnahmten Leasingzahlungen werden als Ertrag 

erfasst. Der Konzern tritt im unwesentlichen Umfang als Leasing-

geber im Rahmen von Operating-Leasingverhältnissen auf. Unter-

vermietungen im Rahmen von Operating-Leasing-Verträgen wur-

den lediglich mit nicht in den Konzern einbezogenen 

Tochterunternehmen in unerheblichem Umfang vorgenommen. 

Kein Konzernunternehmen ist Leasinggeber im Sinne eines Finan-

zierungsleasings gemäß IFRS 16. 

 

2.21 Kapitalflussrechnung 

Die Kapitalflussrechnung ist gemäß IAS 

rungstätigkeit gegliedert. Gezahlte und erstattete Ertragsteuern 

sowie erhaltene Dividenden und erhaltene Zinsen sind Bestandteil 

des Cashflows aus der operativen Geschäftstätigkeit. Gezahlte 

Dividenden und gezahlte Zinsen werden im Bereich der Finanzie-

rungstätigkeit ausgewiesen. Bei Erwerben beziehungsweise 

Veräußerungen von Anteilen an Unternehmen werden gezahlte 

(beziehungsweise erhaltene) Kaufpreise abzüglich erworbener 

(beziehungsweise abgegebener) Zahlungsmittel und Zahlungsmit-

teläquivalente im Bereich der Investitionstätigkeit gezeigt, soweit 

hiermit eine Kontrollerlangung beziehungsweise ein Kontrollverlust 

einhergeht. Bei Erwerben beziehungsweise Veräußerungen ohne 

Kontrollerlangung beziehungsweise Kontrollverlust erfolgt ein 

Ausweis der korrespondierenden Zahlungsströme im Bereich der 

Finanzierungstätigkeit. 

 

2.22 Schätzungen und Annahmen sowie 

Ermessen bei der Anwendung der 

Rechnungslegungsgrundsätze 

Die Aufstellung des Konzernabschlusses erfordert Schätzungen 

und Annahmen, die die Anwendung von Rechnungslegungsgrund-

sätzen im Konzern, den Ausweis und die Bewertung beeinflussen 

können. Die Schätzungen basieren auf Erfahrungen der Vergan-

genheit und weiteren Erkenntnissen über zu bilanzierende Ge-

schäftsvorfälle. Die tatsächlichen Beträge können von diesen 

Schätzungen abweichen. 

Die Schätzungen und die zugrunde liegenden Annahmen werden 

fortlaufend überprüft. Anpassungen hinsichtlich der für die Rech-

nungslegung relevanten Schätzungen werden in der Periode der 

Änderung berücksichtigt, sofern die Änderungen ausschließlich 

diese Periode beeinflussen. Sofern die Änderungen sowohl die 

aktuelle Berichtsperiode als auch zukünftige Perioden betreffen, 

werden diese in der laufenden Periode und in späteren Perioden 

berücksichtigt. 

Schätzungen sind insbesondere erforderlich bei der Bewertung

von Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten, nament-

lich in Zusammenhang mit Kaufpreisallokationen, dem Ansatz und 

der Bewertung aktiver latenter Steuern, der Bilanzierung von 

Pensions- und sonstigen Rückstellungen, bei der Durchführung 

von Werthaltigkeitsprüfungen in Übereinstimmung mit IAS 36 

sowie der Fair Value-Ermittlung bestimmter Finanzinstrumente. 

Die Grundlagen für die Einschätzungen bei den relevanten The-

men werden in den jeweiligen Abschnitten erläutert. 
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6.9 Geschäftsführung 

Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft sind bestellt: 
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Hilko Cornelius Schomerus 
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Frankfurt am Main 

Laurent Fortino 
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Abu Dhabi/Vereinigte Arabische Emirate 

Lincoln Hillier Webb 

Executive Vice President, Infrastructure & Renewable Resources, British Columbia Investment Management Corp. 

Victoria, British Columbia/Kanada 

Alexander Bögle 

Senior Investment Manager, Private Equity & Infrastructure, MEAG MUNICH ERGO Asset Management GmbH 

München

Cord von Lewinski 

Managing Director, Macquarie Infrastructure & Real Assets 

Frankfurt am Main 

Richard W. Dinneny 

Senior Portfolio Manager, Infrastructure & Renewable Resources, British Columbia Investment Management Corp. 

Victoria, British Columbia/Kanada, bis zum 29. Januar 2021 

Timothy Keeling 

Senior Principal, Infrastructure & Renewable Resources, British Columbia Investment Management Corp. 

Victoria, British Columbia/Kanada, ab dem 30. Januar 2021 

Guy Lambert 

Head of Utilities, Infrastructure Division, ADIA 

Abu Dhabi/Vereinigte Arabische Emirate 

Mit Ausnahme von Stephan Kamphues sind die Geschäftsführer nicht bei der Gesellschaft angestellt. 

 





















Wir erörtern mit den für die Übe1waclmng Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um­

fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 

etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Übeiwachung Verantwortlichen eine Erklänmg ab, dass wir die 

relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihnen alle Bezie­

hungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, 

· dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen Schutzmaßnah­

men.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Übeiwachung Verantwortlichen er­

örtert haben, diejenigen Saclwerhalte, die in der Prüfung des Konzernabschlusses für den aktuel­

len Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssach­

verhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze

oder andere Rechtsvorschriften scliließen die öffentliche Angabe des Saclwerhalts aus.

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE �ORDERUNGEN

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO

Wir wurden von der Gesellschafterversammlung am 25. März 2020 als Konzernabschlussprüfer

gewählt. Wir wurden am 7. August 2020 von der Gescl1äftsführung beauftragt. Wir sind ununter­

brochen seit dem Geschäftsjahr 2012 als Konzernabschlussprüfer der Vier Gas Transport GmbH,

Essen, tätig.

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem zu­

sätzlichen Bericl1t an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in Ein­

ldang stehen.

VERAN7WORTLICHER WIRTSCHAFTSPRÜFER

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Michael Preiß.

Essen, den 15. März 2021 

PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

ppa. Ronald Koch 

Wirtschaftsprüfer 

Michael Preiß 

Wirtschaftsprüfer 
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